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Abstract 

Dieses Working Paper analysiert zwei Protest-
veranstaltungen, die am 27. September 2025 in 
Berlin unter den Titel „All Eyes on Gaza – stoppt 
den Genozid“ und „Zusammen für Gaza“ statt-
fanden und mehrere zehntausend Menschen 
auf die Straße brachten. Beide Proteste sind Teil 
einer länger anhaltenden, transnationalen Mo-
bilisierungswelle, die auf die systematische Zer-
störung von und humanitäre Katastrophe in 
Gaza Bezug nimmt, die von zahlreichen Ex-
pert*innen als Genozid eingeordnet wird, sowie 
auf die Einschränkung von Palästina-Solidarität 
in Deutschland reagiert. Kern des Papiers ist 
eine systematische Aufschlüsselung der Ergeb-
nisse einer standardisierten Befragung von  Teil-
nehmenden der Demonstrationen. Untersucht 
werden das soziodemografische Profil der Pro-
testierenden, ihre politischen Einstellungen und 
Protesterfahrungen, ihre Motivlagen sowie ihre 
Wahrnehmungen des gesellschaftlichen Kon-
texts in Deutschland. Die Ergebnisse erlauben, 
gerade im Vergleich mit Daten aus früheren De-
monstrationsbefragungen des ipb zu anderen 
Themen, neue Einblicke in Dynamiken, Zusam-
mensetzung und Motive von Palästina-Solidari-
tätsprotesten in Deutschland. 
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Einleitung 

Wie über Proteste berichtet wird, prägt, wie sie 
politisch behandelt werden. Ein eindrückliches 
Beispiel lieferte die im Vorfeld der Berliner Groß-
mobilisierung in Solidarität mit Gaza vom 27. Sep-
tember 2025 veröffentlichte Berichterstattung, 
die bereits vorab Eskalation, Vereinnahmung 
durch „radikale Israelfeinde“ und interne Zer-
würfnisse skizzierte – lange bevor es belastbare 
Erkenntnisse über Teilnehmende, Motivlagen 
oder den tatsächlichen Verlauf gab. Mit der Zu-
spitzung „Gibt es irgendetwas, das morgen nicht 
schiefgehen wird?“ nahm der Tagesspiegel etwa 
ein Scheitern praktisch vorweg (Leber 2025). 

Solche Prognosen, die ohne gesicherte empiri-
sche Grundlage Proteste mit tausenden Teilneh-
menden pauschal deuten, verengen die öffentli-
chen Debatten zu einem der aufgeladensten ge-
sellschaftlichen Konflikte in der jüngeren deut-
schen Geschichte. Sie verstärken dabei die ohne-
hin fortgeschrittene Lagerbildung und verengen 
den Blick auf komplexe Mobilisierungen: Einzelne 
Akteure und Slogans werden pars pro toto ge-
setzt, heterogene Bündnisse homogenisiert, Risi-
ken maximalisiert. Seit Herbst 2023 oszilliert die 
öffentliche Auseinandersetzung zwischen Unter-
belichtung und Skandalisierung (Tröger und Hafez 
2024; Brandenburg und Mahdhaoui 2024; Gold-
mann 2025; Strippel u. a. 2025); einzelne Vor-
kommnisse werden häufig auf die Mobilisierun-
gen insgesamt projiziert, während belastbare Da-
ten dazu „wer demonstriert“ fehlen oder verspä-
tet rezipiert werden. Gerade in Berlin, wo medi-
ale Arenen, Verwaltungspraxis und Polizeistrate-
gien besonders eng aufeinander bezogen sind, 
entscheiden solche Narrative mit darüber, ob 
Proteste als legitime Artikulation, als Störung 
oder als Sicherheitsproblem gelesen werden. 
Dass dieselben Ereignisse zeitgleich als „beein-
druckendes Zeichen“ oder als „Gefährdung“ mar-
kiert werden können, verweist auf die Offenheit 
der Deutung – und damit auf die Notwendigkeit, 
_____ 

1 Da die Demonstrationszüge fluide waren und viele 
Menschen an Teilen der jeweils anderen Versamm-
lung teilnahmen, waren diese Menschen nicht alle 
gleichzeitig auf der Straße. Über den Tag verteilt, an 
verschiedenen Zeitpunkten und Orten, erscheint die 
Zahl der Veranstalter jedoch als realistisch. 

sie empirisch zu unterfüttern. An dieser Stelle 
setzt die vorliegende Studie an: Sie stellt einer 
spekulativen Erzählung eine empirisch fundierte 
Beschreibung von Zusammensetzung, Motiven 
und Wahrnehmungen der Demonstrierenden ge-
genüber. 

Im Fokus stehen zwei zusammenhängende 
Straßenproteste, beide am 27. September 2025 
in Berlin: der Demonstrationszug „Zusammen für 
Gaza“ (Start am Alexanderplatz, Route durch das 
Regierungsviertel Richtung Großer Stern) und die 
daran anschließende Großkundgebung „All Eyes 
on Gaza – Stoppt den Genozid“ am Großen Stern. 
Die Veranstalter*innen sprachen im Nachgang 
von über 100.000, die Berliner Polizei von rund 
60.000 Teilnehmenden (tagesschau.de 2025).1 
Zusammen markieren diese Proteste einen Kul-
minationspunkt der Palästina-Solidaritätsmobili-
sierung in Deutschland seit 2023. Offizielle Stellen 
sprachen im Nachgang von einem überwiegend 
friedlichen Verlauf. Das Veranstaltungsteam 
wollte die Mobilisierungsstärke als Signal in den 
bundesdeutschen Diskurs verstanden wissen. Die 
beiden Ereignisse sind somit als Schlüsselfall ge-
eignet: Sie sind groß, politisch umstritten, medial 
hoch aufgeladen – und zugleich hinreichend klar 
umrissen, um die in der Debatte dominanten 
anekdotischen und zugespitzten Portraits der Pa-
lästina-Solidaritäts-Mobilisierungen mit belastba-
ren Daten zu den bislang größten Protesten zu 
kontrastieren. 

Die Studie versteht sich als empirische Erdung. 
Indem sie untersucht, wer an den Demonstratio-
nen am 27. September 2025 teilnahm und aus 
welchem Grund, und wie Teilnehmende ihren 
Protest begründeten, sollen insbesondere drei 
empirische Lücken geschlossen werden: 

1) Einordnung im Protestzyklus: Die Studie ver-
ortet die Berliner Doppelveranstaltung im 
aktuellen Zyklus der Palästina-Solidaritäts-
proteste und setzt die Befunde in Beziehung 
zu früheren, thematisch anders gelagerten 
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ipb-Erhebungen, um Spezifika und Kontinui-
täten herauszuarbeiten. 

2) Komposition der Proteste: Wir liefern erst-
malig für den deutschen Kontext empirische 
Befunde zur Zusammensetzung der Proteste 
in Bezug auf soziodemografisches Profil, po-
litische Sozialisation und Mobilisierungs-
pfade . 

3) Motivlagen und Wahrnehmungen: Die Stu-
die rekonstruiert, welche Anliegen und Sor-
gen für die Protestteilnahme maßgeblich 
waren. Hierzu zählen auch die Wahrneh-
mungen der medialen Berichterstattung so-
wie des staatlichen Umgangs mit Protesten 
in Solidarität mit Gaza. 

Der Studie liegt ein quantitatives Forschungsdes-
ign zugrunde, das auf einem vielfach erprobten 
Erhebungsansatz aus der Protestforschung ba-
siert (Andretta und della Porta 2014; Fillieule und 
Blanchard 2010; Klandermans 2022; Teune und 
Ullrich 2015). Bei beiden Protesten wurden Teil-
nehmende vor Ort nach einem systematischen 
Prinzip ausgewählt und zu einer Online-Befra-
gung eingeladen, die durch persönliche Zugangs-
codes vor Manipulation geschützt war. 301 Per-
sonen haben an der Umfrage teilgenommen.  

Die Studie leistet damit einen doppelten Bei-
trag: erstens analytisch, indem sie anhand einer 
standardisierten Teilnehmendenbefragung ein 
differenziertes Bild der Protestierenden zeichnet; 
zweitens debatteneröffnend, indem sie die Er-
gebnisse mit vergleichbaren Datensätzen zu Pro-
testen in Deutschland in Beziehung setzt und so 
eine Einordnung ermöglicht.  

Die Struktur der Studie folgt dem etablierten 
Zuschnitt der ipb working paper: Wir skizzieren 
zunächst den Kontext und Forschungsstand, be-
schreiben dann knapp das Erhebungsdesign und 
präsentieren die Befunde zur Zusammensetzung, 
Motivlage und Wahrnehmung der Teilnehmen-
den, bevor wir die Ergebnisse in den laufenden 
Protestzyklus und die deutsche Debatte einord-
nen.  

Die Proteste im Kontext 

Solidarität mit Palästina ist in Deutschland seit lan-
gem gesellschaftlich hochumstritten und stark mit 

Debatten um Erinnerungspolitik und die “Staatsrä-
son” verflochten (Marwecki 2020; Atshan und Ga-
lor 2020). Seit den Angriffen am 7. Oktober 2023 in 
Israel und dem Gazakrieg, der von zahlreichen Wis-
senschaftler*innen und Menschenrechtsorganisa-
tionen als Genozid eingestuft wird (z.B., Albanese 
2024; Amnesty International 2024; B’Tselem 2021; 
Human Rights Watch 2024; IAGS 2025; O’Brien 
2025; Bartov 2024), hat Palästina-Solidarität eine 
neue Dynamik angenommen. Aus zunächst spon-
tanen Reaktionen auf die Bilder aus Gaza wurde 
eine anhaltende öffentliche Auseinandersetzung 
über Verantwortung, Gewalt und Zugehörigkeit. 
Vor allem in Berlin traf diese Mobilisierung auf ei-
nen stark problematisierenden öffentlichen Dis-
kurs und  strenge Verwaltungspraxen. Kundgebun-
gen wurden vielerorts eingeschränkt oder mit 
Misstrauen belegt, Solidarität mit Palästina geriet 
häufig unter den Verdacht von Extremismus und 
Antisemitismus. Zugleich formierten sich neue 
Bündnisse, die Mahnwachen, Großdemonstratio-
nen, kulturelle Formate und Campusinitiativen 
verbanden.  

Neben der politischen Funktion als Hauptstadt 
fungiert Berlin innerhalb der Solidaritätsbewe-
gung auch deshalb als zentraler Schauplatz, da die 
Stadt die größte palästinensische Exilgemeinde in 
Europa beheimatet (Koch und Ragab 2018) und 
die Proteste in der Hauptstadt durch ein dichtes 
Netzwerk von sozialen Bewegungen und aktivisti-
schen Initiativen getragen werden, die größten-
teils bereits vor dem 7. Oktober aktiv waren. 
Diese Netzwerke beinhalten diasporische Grup-
pen, linke, antifaschistische und abolitionistische 
Initiativen, antizionistische jüdische Organisatio-
nen sowie Studierende. Mit zunehmender Margi-
nalisierung und Repression (Pallies u. a. 2025) 
verengte sich indes das Spektrum derer, die regel-
mäßig an Solidaritätsprotesten teilnahmen. So 
lassen sich mehrere Phasen der Mobilisierung in 
der Stadt identifizieren. 

In der frühen Phase (2. Halbjahr 2023) kam es 
vor allem zu spontanen Kundgebungen und gro-
ßen Märschen mit deutlichen Spitzen nach Ereig-
nissen wie der Explosion am Al-Ahli-Krankenhaus 
sowie dem Bodenangriff und den Bombardierun-
gen von Jabaliya. Ein globaler Aktionstag am 4. 
November mobilisierte in Berlin eine äußerst he-
terogene Gruppe Protestierender von mehreren 
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10.000 Teilnehmenden. Ab Anfang 2024 reagier-
ten Proteste schließlich sichtbarer auf internatio-
nale Verfahren und humanitäre Signale, etwa die 
IGH-Anhörungen, den IGH-Beschluss sowie die 
offizielle Deklarierung einer Hungerkrise in Gaza. 
Einzelne Fälle mit hoher Symbolkraft wie die Tö-
tung von Hind Rajab oder die Zeltlager-Bombar-
dierung in Rafah blieben während dieser Phase 
weiterhin zusätzliche Katalysatoren von Mobili-
sierung. Ab dem Frühjahr 2024 verlagerten sich 
die Proteste schließlich zeitweise an die Hoch-
schulen (Mauthofer und Grimm 2025). Besetzun-
gen an der Freien Universität Berlin oder die sym-
bolische Umbenennung eines Instituts der Hum-
boldt-Universität zu Berlin in „Jabaliya Institute“ 
markierten die zunehmende Verschränkung loka-
ler Studierendenproteste und transregionaler Be-
züge. Im weiteren Verlauf der Proteste stabili-
sierte sich das Demonstrationsgeschehen ab 
Mitte 2024 indes in Form eher kleinerer Straßen-
proteste mit einer Frequenz von rund ein Dut-
zend kollektiver Aktionen pro Monat. Zudem ge-
wannen Trauerrituale, rechtspolitische Interven-
tionen und kulturelle Formate an Bedeutung. 
Massenproteste, wie jene am 27. September 
2025, blieben die Ausnahme und beschränkten 
sich auf symbolische Tage, wie den Quds-Tag 
oder den Weltfrauentag.  

Dies liegt auch am stark delegitimierenden dis-
kursiven Kontext. Seit dem 7. Oktober 2023 wer-
den Palästina-Solidaritätsproteste in Deutschland 
noch stärker als schon zuvor (Haugbolle und Ol-
sen 2023; Hever 2019; Al-Taher 2024; Marwecki 
2020) in einem stark moralisch aufgeladenen und 
hoch politisierten Konfliktfeld verhandelt (Della 
Porta 2024; Grimm und Mauthofer 2025). Politi-
sche Repräsentant*innen und Teile der Medien-
landschaft rahmen die Straßenproteste oft als Si-
cherheitsproblem oder als Ausdruck pauschaler 
antisemitischer Haltungen. Diese Generalisierung 
(re)produziert eine polarisierte Öffentlichkeit, in 
der Lagerbildung statt differenzierter Analyse do-
miniert (Grimm 2024). Studien zum Berliner Kon-
text zeigen, dass große Informationslücken in der 
Berichterstattung über die Zusammensetzung 
und Zielsetzungen der Demonstrierenden beste-
hen und ein Vakuum entstehen lassen, das durch 
anekdotischen politischen Kommentar gefüllt 
werden kann (Grimm u. a. 2025).  

Die dominante Problematisierung von Paläs-

tina-Solidarität schreibt sich in längerfristige Ent-
wicklungen ein, in denen wiederholt restriktive 
Praktiken wie Raumentzüge, förderpolitische 
Sanktionen sowie Versammlungsverbote ausge-
sprochen wurden (Arzt 2025; Ullrich 2024; 2025; 
Aue u. a. 2025). Nach dem 7. Oktober wurden 
diese Muster intensiviert, etwa durch kurzfristige 
Auflagen, großflächige Polizeipräsenz und Ein-
griffe bei Großkundgebungen. 

Das Demonstrationsgeschehen am 
27. September 2025 

Der Untersuchungsgegenstand der Studie um-
fasste die Teilnehmenden der Demonstration 
„Zusammen für Gaza“ am 27. September 2025 in 
Berlin sowie der anschließenden Großkundge-
bung „All Eyes on Gaza – stoppt den Genozid“. Pa-
rallel zur Großmobilisierung entwickelten sich Ge-
gen- und Alternativformate, welche die Binnen-
heterogenität der Solidaritätsbewegung mit Gaza 
reflektierten. Besonders hervorzuheben ist die 
am Moritzplatz gestartete Demonstration unter 
dem Motto „United for Liberation“.  Für die Da-
tenerhebung der vorliegenden Studie ergeben 
sich aus dieser Konstellation mehrere Implikatio-
nen.  

Erstens ermöglichte die klare räumlich-zeitli-
che Struktur der Zubringerroute und der zentra-
len Kundgebung die Einrichtung definierter Erhe-
bungspunkte entlang der Strecke und am Großen 
Stern. Die Kombination aus kanalisierten Zuflüs-
sen und einem statischen Abschlussort begüns-
tigte eine systematische Stichprobenziehung und 
die Ansprache unterschiedlicher Teilgruppen in-
nerhalb des breiten Bündnisses. Zweitens er-
zeugte die parallele Existenz alternativer Mobili-
sierungen potenzielle Selektions- und Kompositi-
onsunterschiede zwischen dem zentralen Pro-
testgeschehen und boykottierenden beziehungs-
weise eigenständig mobilisierenden Teilöffent-
lichkeiten. Dies ist bei der Interpretation von Er-
gebnisunterschieden zu berücksichtigen.  

Die beiden Versammlungen am 27.9.2025 wa-
ren sowohl thematisch als auch logistisch mitei-
nander verbunden. So fungierte der Demonstra-
tionszug „Zusammen für Gaza“ als Zubringer-
demo für die Kundgebung am Großen Stern; er 
begann um 14:30 Uhr am Alexanderplatz. Der ge-
nehmigte Aufzug führte über Spandauer Straße, 
Karl-Liebknecht-Straße, Unter den Linden, 
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Wilhelmstraße, Dorotheenstraße, Scheidemann-
straße, Yitzhak-Rabin-Straße bis zur Straße des 
17. Juni, wo gegen 17:00 Uhr der Beginn der 
Hauptkundgebung vorgesehen war. Diese an-
schließende Großkundgebung „All Eyes on Gaza“ 
am Großen Stern war zwischen 17:00 und 22:00 
Uhr dann als offene Bühne für Redebeiträge und 
Musikacts konzipiert. Das künstlerische Pro-
gramm war prominent besetzt. Angekündigt wa-
ren unter anderem das Berliner Rap-Trio K.I.Z, die 
Künstler*innen Pashanim, Ali Bumaye, Aya Samra 
und weitere Acts. Die Berliner Polizei war stadt-
weit mit rund 1.800 Beamtinnen und Beamten 
präsent. Die polizeiliche Lageeinschätzung zur 
zentralen Demonstrationsachse fiel weitgehend 
positiv aus (Der Tagesspiegel Online 2025).  

Der Trägerkreis der beiden Proteste über-
schnitt sich deutlich und umfasste nach Veran-
stalterangaben mehr als 50 Organisationen und 
Verbände, darunter Amnesty International, me-
dico international, Eye4Palestine, die Palästinen-
sische Gemeinde Deutschland, Israelis für Frieden 
sowie die Partei Die Linke. Auf der Unterstützer-
liste fanden sich zudem Akteure der Klimabewe-
gung wie Fridays for Future. Der gemeinsame 
Aufruftext beider Veranstaltungen verurteilte 
Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzun-
gen unabhängig von der begehenden Konfliktpar-
tei, richtete seine Hauptkritik angesichts der mas-
siven Zerstörungen in Gaza jedoch an die israeli-
sche Regierung und deren Unterstützer*innen.2 
Gefordert wurden insbesondere ein Ende deut-
scher Waffenlieferungen an Israel, die politische 
Unterstützung für einen sofortigen und dauerhaf-
ten Waffenstillstand, ungehinderter Zugang für 
humanitäre Hilfe, die Unterstützung der interna-
tionalen Gerichtsbarkeit, die Freilassung aller Op-
fer von Kriegsverbrechen auf beiden Seiten sowie 
die Wahrung der Meinungs-, Versammlungs- und 
Wissenschaftsfreiheit in Deutschland. Infrastruk-
turmaßnahmen umfassten ein Sanitätszelt, barri-
erearme Sanitäranlagen sowie organisatorische 
Hinweise zur Eigenversorgung der Teilnehmen-
den. Ein bundesweites Anreiseprogramm mit 
Gruppentransporten aus 44 Städten unterstricht 
die intendierte Reichweite über Berlin hinaus. 

_____ 

2 Siehe: https://www.zusammen-fuer-gaza.de/ und 
https://all-eyes-on-gaza.de/  

Der zentrale Unterschied zwischen beiden 
Veranstaltungen lag in der Rolle der Partei Die 
Linke. Der inhaltliche Schulterschluss der Partei 
mit zivilgesellschaftlichen Organisationen war das 
Ergebnis vorangegangener interner Debatten, in 
denen insbesondere die Frage nach einer partei-
internen Antisemitismusdefinition kontrovers 
verhandelt wurde. Auf dem Parteitag am 
10.05.2025 in Chemnitz setzten sich die Delegier-
ten gegen den Rat des Parteivorsitzenden Jan van 
Aken für eine Definition ein, die etwa Boykottauf-
rufe gegen israelische Produkte nicht per se als 
antisemitisch klassifiziert. Nach einem zunächst 
angekündigten, später verschobenen eigenen 
Großprotest im Juli blieb die konkrete Rolle der 
Partei bei dem Protest am 27. September zu-
nächst umstritten und mündete in einem Kom-
promiss: Während die Partei bei der Zubringer-
demo eine zentrale Rolle einnahm, trat sie bei der 
Großkundgebung am Großen Stern bewusst zu-
rück, um den intendierten parteiübergreifenden 
Charakter des Events nicht zu gefährden. In die-
sem Sinne formulierten die Veranstaltenden für 
die Kundgebung am Großen Stern auch Verhal-
tenshinweise, die den parteiunabhängigen Cha-
rakter betonten, und baten um Zurückhaltung bei 
Parteifahnen.  Zugleich firmierte der Großteil der 
Organisator*innen auf den Aufrufen beider Ver-
anstaltungen und betonte damit die Einbindung 
der Linken in ein breiteres Protestbündnis. 

Alternativ- und Gegenproteste 

Parallel zur Zubringerdemo am Alexanderplatz 
wurde eine Alternativkundgebung am Moritz-
platz in Berlin-Kreuzberg anberaumt. Hintergrund 
war die offene Kritik einiger seit längerem aktiver 
Palästina-Solidaritätsgruppen an den zentralen 
Versammlungen in Berlin Mitte. Diese kritisierten 
etwa die Rolle und Sichtbarkeit großer NGOs so-
wie prominenter Einzelpersonen bei „All Eyes on 
Gaza” und „Zusammen für Gaza” und äußerten 
die damit verbundene Befürchtung, die Deu-
tungshoheit über Solidarität mit Palästina könne 
sich von basisnahen, kontinuierlich aktiven Netz-
werken auf überregionale Akteurinnen und Ak-
teure verschieben. In der Sache zeigten sich Ziel-
konflikte zwischen Verständigungsformeln wie 

https://www.zusammen-fuer-gaza.de/
https://all-eyes-on-gaza.de/
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„Frieden“ und Forderungen zur „Befreiung“ Pa-
lästinas. Vor diesem Hintergrund riefen Teile der 
Solidaritätsbewegung offen zum Boykott der 
Großveranstaltungen auf und organisierten eine 
eigene Demonstration. Der Aufzug in Kreuzberg 
umfasste zunächst rund 1.200 Personen und be-
wegte sich unter massiver Polizeipräsenz in Rich-
tung Südstern, wurde jedoch schon nach mehre-
ren hundert Metern und unter Gewalteinsatz von 
der Polizei aufgelöst. Trotz der Differenzen im 
Vorfeld wurde auf der Bühne der Großkundge-
bung am Großen Stern wiederholt die Solidarität 
mit den Protestierenden der Alternativdemonst-
ration am Moritzplatz zum Ausdruck gebracht 
und die Polizeigewalt dort verurteilt. 

Neben diesen Versammlungen fand am selben 
Tag eine weitere Demonstration des „Netzwerks 
Progressive Linke“ statt, was die institutionelle 
Pluralisierung innerhalb des parteinahen Spekt-
rums verdeutlicht. Von den anderen im Bundes-
tag vertretenen Parteien diskutierten vor allem 
die Grünen ihr Verhältnis zur Großdemonstra-
tion, ohne eine klare Aussage für oder gegen die 
Teilnahme zu treffen. Im Rahmen eines kleineren 
Gegenereignisses versammelten sich zudem etwa 
100 Personen zur Unterstützung Israels und „ge-
gen alle Formen des Antisemitismus“. Diese 
Koexistenz von Großprotest, alternativen Mobili-
sierungen und kleineren Gegenkundgebungen il-
lustriert die Fragmentierung, aber auch die Reso-
nanzfähigkeit der öffentlichen Auseinanderset-
zung im Berliner Stadtraum. 

Methodik 

Der Studie liegt ein quantitatives Forschungsdes-
ign zugrunde, das auf einem vielfach erprobten 
Erhebungsansatz aus der Protestforschung ba-
siert (Andretta und della Porta 2014; Fillieule und 
Blanchard 2010; Klandermans 2022; Teune und 
Ullrich 2015). Die zugrunde liegende Methode 
wurde vom Institut für Protest- und Bewegungs-
forschung (ipb) für den deutschen Kontext ange-
passt und in den vergangenen Jahren bei zahlrei-
chen Demonstrationsbefragungen angewandt 
(u.a. Anderl u. a. 2025; Meier u. a. 2023; Haunss 
u. a. 2023; Rucht u. a. 2024). Die Erhebung wurde 
ausgehend von diesem Ansatz von einem Team 
von Mitgliedern der ipb geleitet: Felix Anderl und 

Tareq Sydiq (Philipps-Universität Marburg), Jan-
nis Julien Grimm und Nina Moya Schreieder (IN-
TERACT, Freie Universität Berlin) und Elias Stein-
hilper (DeZIM). Für die Befragung der Gaza-De-
monstrationen wurde das Standardinstrument 
um spezifische Fragen zum Kontext der Demonst-
ration ergänzt. 

Ablauf der Befragung 

Die Feldarbeit begann am Veranstaltungstag um 
14:30 Uhr auf der Berliner Museumsinsel, wo sich 
das Erhebungsteam versammelte und in fünf 
Kleingruppen aufteilte. Das Team bestand aus 
zwanzig freiwilligen Studierenden und Wissen-
schaftler*innen, die am Vortag eine digitale Schu-
lung absolviert hatten. Diese Schulung vermit-
telte neben den inhaltlichen Zielen der Studie 
auch einheitliche Standards für Ansprache, Ge-
sprächsführung, Dokumentation von Ablehnun-
gen und Sicherheitsvorkehrungen im Feld. 

Ein besonderes Augenmerk lag auf der Diver-
sität des Teams: Die Zusammensetzung der Befra-
ger*innen sollte hinsichtlich Geschlecht, Alter, 
Herkunft und sprachlicher Kompetenz möglichst 
heterogen sein, um Selektionseffekte im Kontakt-
verhalten zu minimieren. So konnte gewährleis-
tet werden, dass unterschiedliche Gruppen von 
Demonstrierenden mit gleicher Wahrscheinlich-
keit und Offenheit angesprochen wurden. 

Alle Beteiligten trugen sichtbare Namensschil-
der mit dem Hinweis „Befragungsteam ‚All Eyes 
on Gaza/Zusammen für Gaza‘ - Institut für Pro-
test- und Bewegungsforschung“. Um eine Assozi-
ation der Befragungsteams mit bestimmten poli-
tischen Lagern und daraus folgende Verzerrungs-
effekte auf das Antwortverhalten der Protestteil-
nehmende zu vermeiden, trugen die Befragungs-
teams neutrale Kleidung und verzichteten strikt 
auf Kleidungsstücke und Symbole, die als Aus-
druck politischer Positionierung hätten verstan-
den werden können (z.B. mit der palästinensi-
schen oder israelischen Flagge assoziierbare Klei-
dungsfarben oder thematisch aufgeladene T-
Shirts). 

Die Datenerhebung begann um 15:00 Uhr und 
stützte sich auf ein systematisches und zugleich 
praxiserprobtes Vorgehen, das in der internatio-
nalen Protestforschung als Standard für on-site 
sampling etabliert ist (Stekelenburg u. a. 2012; 
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Peterson u. a. 2018a). Um eine Stichprobe zu ge-
nerieren, die das heterogene Teilnehmendenfeld 
möglichst zuverlässig abbildet und nicht auf 
Selbstselektion beruht, wurde das „Pointer“-Sys-
tem angewendet (Andretta und della Porta 2014, 
319–21). In jeder Feldgruppe war eine Person für 
die Auswahl zuständig: Sie zählte fortlaufend die 
Teilnehmenden entlang des Demonstrationszu-
ges und wies den Interviewer*innen jede zehnte 
Person zu. Die Pointer:innen wechselten regel-
mäßig ihre Position, um unterschiedliche Seg-
mente der Demonstration – vom vorderen Laut-
sprecherwagen bis zum hinteren Ende – zu erfas-
sen. Durch diese Trennung von Auswahl und An-
sprache wird die Gefahr selektiver Auswahlent-
scheidungen reduziert (Peterson u. a. 2018b, 
233). 

Bei der statischen Kundgebung am Großen 
Stern, wurde das Vorgehen angepasst. Dort spra-
chen die Befrager*innen jede fünfte Person an, 
wobei die Fläche systematisch von vorne nach 
hinten abgedeckt wurde. Das Ende der Feldzeit 
wurde auf 19:30 Uhr festgelegt. Somit erstreckte 
sich der Erhebungszeitraum über 4,5 Stunden 
(15:00–19:30 Uhr). Durch die zeitlich und räum-
lich gestaffelte Vorgehensweise konnte sicherge-
stellt werden, dass auch jene Demonstrierenden 
erfasst wurden, die erst im späteren Verlauf der 
Veranstaltung hinzustießen. 

Die Ansprache der Teilnehmenden folgte ei-
nem einheitlich formulierten, kurzen Satz, der 
den wissenschaftlichen Charakter der Studie, die 
Freiwilligkeit der Teilnahme und die Anonymität 
der Befragung betonte. Der Ansprechtext lautete: 

„Hallo, wir sind vom Institut für Protest- 
und Bewegungsforschung und führen 
heute eine wissenschaftliche Befragung 
zur Demonstration durch, um mehr über 
die Zusammensetzung und Motive der 
Teilnehmenden zu erfahren. Die Befra-
gung ist anonym und kann online auf 
Deutsch oder Englisch ausgefüllt werden. 
Wenn Sie mitmachen möchten, können Sie 
diesen Zettel mitnehmen – dort steht der 
Link und ein persönlicher Zugangscode.“ 

Die Ansprache wurde bewusst knapp gehalten, 
um den Demonstrationsfluss nicht zu stören. Bei 
Rückfragen erklärten die Befrager*innen nach ei-
nem standardisierten Leitfaden den 

wissenschaftlichen Zweck der Studie, die Unab-
hängigkeit von staatlichen oder parteipolitischen 
Auftraggebern, die Anonymität der Daten und 
den Ablauf der Online-Teilnahme. 

Insgesamt wurden 1.003 Einladungszettel mit 
individuellen Zugangscodes verteilt. Diese Zettel 
enthielten eine kurze Beschreibung der Studie, 
die URL zur Online-Umfrage sowie einen einmalig 
nutzbaren Zugangscode, um sicherzustellen, dass 
nur vor Ort anwesende Demonstrierende teilneh-
men konnten. Mehrfacheingaben mit demselben 
Code waren nicht möglich. Für die Auswertung 
wurde stets nur eine Eingabe pro Code berück-
sichtigt. Der Fragebogen stand in deutscher und 
englischer Sprache zur Verfügung, um auch inter-
nationalen Teilnehmenden den Zugang zu er-
leichtern. Die Wahl der Sprache (Deutsch oder 
Englisch) bei der Ansprache orientierte sich an 
der sprachlichen Präferenz der kontaktierten Per-
son. 

Parallel zur Datenerhebung wurden Ablehnungen 
und Nachfragen systematisch dokumentiert. 
Diese Ablehnungs- -Dokumentation erfasste so-
wohl den Grund der Ablehnung (z. B. Zeitmangel, 
Misstrauen, Sprachbarrieren) als auch qualitative 
Eindrücke zum Gesprächsverlauf. Die Reflexions-
protokolle des Befragungsteams flossen in die 
methodische Nachbereitung und Dateninterpre-
tation ein. 

Ergänzende Kurzinterviews 

Ergänzend zur Online-Befragung führte das Team 
vor Ort 43 Kurzinterviews durch, die durch-
schnittlich drei Minuten dauerten. Jede 20. ange-
sprochene Person wurde gebeten, an dieser Kurz-
befragung teilzunehmen. Diese diente der Erhe-
bung grundlegender demografischer Merkmale 
(Alter, Geschlecht, Bildungsniveau) sowie einiger 
weniger Einstellungsfragen. Die gewonnenen Da-
ten ermöglichen einen Abgleich zwischen dem 
Online- und dem Vor-Ort-Sample und helfen zu 
beurteilen, ob bestimmte Gruppen – etwa ältere, 
digital weniger affine oder politisch besonders 
engagierte Personen – im Online-Datensatz über- 
oder unterrepräsentiert sind (Rüdig 2008; Wal-
grave u. a. 2016; Walgrave und Verhulst 2011; 
Rainsford und Saunders 2024). 

Die Umfrage verlief ohne Zwischenfälle und 
wurde vom Großteil der Demonstrierenden 
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positiv aufgenommen. Die meisten Angesproche-
nen reagierten freundlich oder interessiert; nur 
wenige lehnten die Teilnahme ab, zumeist auf-
grund von Zeitdruck oder Erschöpfung. Einzelne 
Teammitglieder berichteten von Wiederbegeg-
nungen mit bereits kontaktierten Personen, was 
auf eine Sättigung als Ergebnis der Rekrutierung 
über mehrere Stunden hinweg hinweist. 

Erhebungsinstrument 

Der Fragebogen umfasste insgesamt 33 Fragen, 
deren Bearbeitung im Durchschnitt rund zehn Mi-
nuten beanspruchte. Die Themenblöcke umfass-
ten: 

 Mobilisierung und Motivation zur Teilnahme; 

 Politische Einstellungen und Wahrnehmungen 
des Konflikts; 

 Einschätzungen zur Demonstration selbst 
(zum Beispiel Sicherheit oder antizipierter Re-
pression und Berichterstattung); 

 Gefühlslagen und Identifikation mit der Gaza-
Solidaritätsbewegung; 

 Soziodemografische Angaben. 

Die Online-Befragung wurde mit der Befragungs-
Software LimeSurvey umgesetzt und war bis zum 
5. Oktober 2025 geöffnet. Insgesamt gingen 301 
ausgefüllte Fragebögen ein (davon 244 vollstän-
dig). Bezogen auf die Zahl der verteilten Einladun-
gen entspricht dies einer Rücklaufquote von 30%, 
was im Vergleich zu ähnlichen Protestbefragun-
gen in Deutschland (Daphi u. a. 2023, 447) einen 
hohen Wert darstellt. Die Auswertung der erho-
benen Daten erfolgte mit der Statistiksoftware R. 
Textbasierte Antworten wurden, sofern möglich, 
numerisch kodiert, um sie für quantitative Aus-
wertungen nutzbar zu machen. 

_____ 

3 Angesicht der zeitlichen Einschränkung und der 
deutlich geringeren Größe des Protests am Moritz-
platz mit weniger als 2000 Teilnehmenden ist die Fall-
gesamtzahl von Moritzplatz-Demonstrierenden, die 
zum Großen Stern kamen, in der Stichprobe dennoch 
beachtenswert. 

Ergebnisse 

Insgesamt zeigt die Protestlandschaft am 27. Sep-
tember 2025 ein komplexes Zusammenspiel aus 
breitem zivilgesellschaftlichem Bündnis, partei-
politischer Einbindung samt interne Kontrover-
sen, künstlerisch-kultureller Aufladung als Mobi-
lisierungsressource, alternativen bewegungsin-
ternen Ausdrucksformen und einer verhaltenen, 
überwiegend deeskalierenden Sicherheitsarchi-
tektur. Diese Kontextbedingungen bilden den Be-
zugsrahmen für die im Folgenden präsentierten 
Erhebungsergebnisse und die Analyse der Zusam-
mensetzung, Motivlagen und Wahrnehmungen 
der Teilnehmenden von „Zusammen für Gaza“ 
und „All Eyes on Gaza“. Sie markieren zugleich die 
Grenzen der Generalisierbarkeit auf protestex-
terne Teilsegmente, die sich am selben Tag in ge-
trennten Formationen artikulierten. Im Folgen-
den schlüsseln wir die Ergebnisse unserer Befra-
gung entlang der oben aufgeführten Themenblö-
cke des Fragebogens auf. 

201 unter den Befragten (78,5%) gaben an, an 
der Kundgebung „All Eyes on Gaza – Stoppt den 
Genozid!“ am Großen Stern teilgenommen zu ha-
ben. Fast ebenso viele, nämlich 198 Personen 
(77,3%), gaben an, an der Demonstration „Zu-
sammen für Gaza“ teilgenommen zu haben, die 
vom Alexanderplatz ausging. Die Mehrheit unse-
rer Studienteilnehmer*innen (55,9%) nahmen zu-
dem zumindest zeitweise sowohl an der Zubrin-
gerdemonstration als auch an der Kundgebung 
am Großen Stern teil. Da Mehrfachnennungen 
möglich waren, liegt die Summe der relativen 
Häufigkeiten über 100%. 

Eine deutlich geringere Überschneidung zeigt 
sich zur Demonstration am Moritzplatz. Lediglich 
sechs unter 301 Personen gaben im Fragebogen 
an, sowohl an der Kundgebung am Moritzplatz als 
auch später an den Großdemonstrationen in Ber-
lin Mitte teilgenommen zu haben.3 
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Soziodemografisches Profil 

Zunächst richten wir den Blick auf das soziodemo-
graphische Profil der Demonstrierenden. Die De-
monstrierenden, die an unserer Befragung teil-
nahmen, sind zwischen 15 und 77 Jahre alt und 
hatten ein mittleres Alter von 36,5 Jahren. Davon 
identifizierten sich etwas mehr als die Hälfte (54,6 
%) männlich, 41,3% als weiblich und 4,1% gaben 
„divers“ an. Knapp ein Drittel der Befragten be-
fand sich in Ausbildung (Schülerin, Auszubilden-
der, Student*in). Ein weiteres Drittel geht einer 
Vollzeitarbeit und 12,6% Teilzeitarbeit nach. Etwa 
12% der Befragten sind selbstständig (etwas über 
dem Wert der Gesamtbevölkerung). Geringe 
Werte fanden wir in Bezug auf Beamt*innen, Er-
werbslose und Rentner*innen, Frührentner*in-
nen oder Pensionär*innen. 

 Bemerkenswert ist der hohe Bildungsgrad der 
Demonstrierenden. Auf die Frage „Was ist Ihr bis-
lang höchster Bildungsabschluss?“ antworten 
58,4% mit Hochschul- oder Fachhochschulab-
schluss. 11.4% sind sogar promoviert (siehe Gra-
fik 1). 22,5% haben Abitur. Zusammengenommen 
7,3% geben Real- oder Hauptschulabschluss als 
ihren höchsten Bildungsgrad an. Nur eine Person 
hat (noch) keinen Abschluss. Viele kommen aus 
Akademikerfamilien: 42,6% geben an, beide ihrer 
Elternteile hätten an einer Hochschule studiert, 
bei weiteren 23% jeweils ein Elternteil. 86,1% der 
Befragten haben die deutsche Staatsbürgerschaft 
und drei Viertel wurden in Deutschland geboren 
(siehe Grafik 2), 10% in einem anderen EU-Land. 
Direkte persönliche oder familiäre Bezüge zur 
Konfliktregion waren eher die Ausnahme: Zwei 
Teilnehmende wurden in Israel geboren (0,8%) 
und 4,5% in einem anderen Land im Nahen Osten 
oder Nordafrika. Ein ähnliches Bild ergibt sich 
beim Blick auf das Geburtsland der Eltern. Sechs 
Teilnehmende geben an, ihre Eltern seien in Pa-
lästina geboren (2,4%). Ansonsten ähneln sich die 
Werte. Die Frage zum Wohnort der Teilnehmen-
den zeigt, dass trotz der bundesweiten Mobilisie-
rung insbesondere Berliner*innen angesprochen 
wurden. 97% der Teilnehmenden wohnen in 
Deutschland, davon wiederum 70% in Berlin. Der 
Rest verteilt sich auf andere Bundesländer.  

_____ 

4 Mehrfachnennungen waren möglich, sodass eine 
Person mehrere Begleitungsformen angeben konnte. 

Unsere Daten geben zudem Aufschluss dar-
über, ob die befragten Personen die Demonstra-
tion allein oder in Begleitung besucht haben 
(siehe Grafik 3).4 Insgesamt zeigt sich deutlich, 
dass der Großteil der Befragten nicht allein an der 
Demonstration teilnahm, sondern in Gesellschaft 
anderer Personen. Am häufigsten wurde angege-
ben, mit Freund*innen auf der Demonstration ge-
wesen zu sein (59,6%). Auch die Teilnahme mit 
Partner*in (26,5%) sowie mit Mitgliedern der ei-
genen Initiative, Gemeinde oder des Vereins 
(19,6%) wurde vergleichsweise häufig genannt. 
Ebenfalls häufig war die Begleitung durch Fami-
lienangehörige (18,5%) und Bekannte (14,6%). 
Weniger verbreitet war die Teilnahme mit Mit-
schülerinnen, Kommilitoninnen oder Arbeitskol-
leg*innen (6,5%). Nur ein kleiner Teil der Befrag-
ten gab an, allein an der Demonstration teilge-
nommen zu haben (9,2%). Die hohe Zahl an 
Mehrfachnennungen deutet zudem darauf hin, 
dass viele Personen in mehreren sozialen Konstel-
lationen unterwegs waren, etwa mit Freund*in-
nen und gleichzeitig mit Mitgliedern einer Initia-
tive. Diese Ergebnisse korrespondieren mit dem 
Forschungsstand der Sozialen Bewegungsfor-
schung, wonach Demonstrationen für viele Teil-
nehmende auch ein soziales Ereignis darstellen. 

Organisationsgrad 

Die Ergebnisse unserer Befragung beleuchten die 
Rolle der aufrufenden Organisationen in der Mo-
bilisierung für die Demonstration (siehe Grafik 
4).5 Die Mehrheit der Teilnehmenden (66,5%) war 
nicht über eine formale Organisationszugehörig-
keit an der Demonstration beteiligt. Unter denje-
nigen, die in einer Organisation engagiert sind, 
wurde am häufigsten eine Mitgliedschaft oder 
Aktivität in der Partei Die Linke genannt (20,2%). 
Daneben findet sich Engagement in zivilgesell-
schaftlichen und menschenrechtlichen Organisa-
tionen wie Amnesty International Deutschland 
(3,9%) und medico international (3,5%). Einzelne 
Nennungen gab es zudem für die Palästinensische 
Gemeinde Deutschland (0,4%) sowie für Eye4Pa-
lestine (1,6%). Unter der Kategorie Sonstiges wur-
den weitere kleinere Initiativen und Gruppierun-

5 Da Mehrfachnennungen möglich waren, übersteigt 
die Summe der relativen Häufigkeiten 100%. 
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gen zusammengefasst, die insgesamt 10,5% der 
Nennungen ausmachten. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Demonstratio-
nen zwar von einem breiten Bündnis unterschied-
licher Organisationen getragen wurden, die 
Mehrheit der Teilnehmenden jedoch keiner die-
ser Gruppen direkt angehört. Auffällig ist den-
noch der vergleichsweise hohe Anteil von 20,2%, 
die eine Zugehörigkeit zur Partei Die Linke anga-
ben. Dies weist darauf hin, dass es der Partei ge-
lungen ist, ihr politisches Umfeld effektiv zu mo-
bilisieren. Damit spielte Die Linke offenbar eine 
zentrale Rolle in der organisatorischen und perso-
nellen Mobilisierung für die Demonstration. 
Gleichzeitig verdeutlicht der hohe Anteil unab-
hängiger Teilnehmender, dass die Mobilisierung 
über das parteipolitische Milieu hinaus Wirkung 
entfaltete und auch Personen ohne institutionelle 
Anbindung erreichte. 

Unsere Ergebnisse zeigen zudem, dass sich 
auch jenseits des Spektrums der Organisator*in-
nen der Großkundgebungen nur ein kleiner Teil 
der Befragten aktiv in einer weiteren explizit Pa-
lästina-solidarischen Organisation engagiert. Von 
insgesamt 259 Personen, die die Frage beantwor-
teten, gaben 232 Befragte (90%) an, nicht in einer 
solchen Organisation aktiv zu sein. Lediglich 27 
Personen (10%) erklärten, sich abseits der Demo-
teilnahme in einer Palästina-solidarischen 
Gruppe oder Initiative zu engagieren. Damit zeigt 
sich, dass das aktiv organisierte Engagement im 
Kontext der Palästina-Solidarität auf eine relativ 
kleine Minderheit der Teilnehmenden beschränkt 
ist. Zugleich deutet der Anteil von rund 10% da-
rauf hin, dass es innerhalb der Demonstration 
eine Gruppe erfahrener Aktivist*innen gibt, die 
über bestehende organisatorische Strukturen 
verfügen und diese vermutlich auch in die Mobi-
lisierung eingebracht haben. Die überwiegende 
Mehrheit der Teilnehmenden hingegen scheint 
nicht fest in Palästina-solidarischen Organisatio-
nen eingebunden zu sein und die Demonstration 
eher als Ausdruck spontaner oder themenbezo-

_____ 

6 Als passive Mitglieder*innen sind jene zu verstehen, 
die etwa Mitgliedsbeiträge leisten ohne weitere Be-
teiligung; als Aktive sind solche zu verstehen, die sich 
beteiligen, ein Amt oder eine Funktion einnehmen. 
Diese Erläuterung war auch Teil des Fragebogens. 

gener Solidarität besucht zu haben. Auch der Auf-
tritt popkultureller Akteure auf der Kundgebung 
am Großen Stern dürfte einen mobilisierenden 
Effekt gehabt haben, der sich durch unsere Studie 
jedoch nicht belegen lässt.  

Abgesehen von der Mitgliedschaft in dezidiert 
palästinasolidarischen Bewegungen und Organi-
sationen zeigen die Befunde jedoch einen hohen 
bürgerschaftlichen Organisationsgrad der Befrag-
ten in ganz unterschiedlichen Segmenten der de-
mokratischen Zivilgesellschaft (siehe Grafik 5). 
Die Mehrheit der Befragten beantworten die 
Frage nach einer aktiven oder passiven Mitglied-
schaft in einer zivilgesellschaftlichen Organisation 
positiv.6  

Die höchste aktive Zustimmung ergab dabei 
die Mitgliedschaft Sport− oder Kulturverein 
(23,9% aktiv und 8,6% passiv). Etwa ein Viertel 
der Befragten sind aktives oder passives Mitglied 
einer Partei oder politischen Jugendorganisation. 
Passive Mitgliedschaften haben etwa 20% der Be-
teiligten in einer Gewerkschaft oder Berufsver-
band, oder aber auch in einer Menschenrechtsor-
ganisation, gefolgt von Religiösen Gemeinschaf-
ten oder Kirche und Umweltorganisationen. Etwa 
ein Drittel der Befragten ist engagiert oder passi-
ves Mitglied in anderen Gruppen oder Organisati-
onen. Sehr wenige Befragte sind aktives oder pas-
sives Mitglied einer Friedenspolitischen Organisa-
tion. 

Die Überschneidung mit der klassischen „Frie-
densbewegung“, die wir unter anderem über 
diese Frage herausfinden wollten, scheint in die-
ser Hinsicht vernachlässigbar. Das lässt sich wohl 
zum Teil über das Alter der Demonstrierenden er-
klären. An einer anderen Stelle im Survey fragten 
wir: „Verstehen Sie sich als Teil der Friedensbe-
wegung?“. Diese Frage bejahen 60,8%, 39,2% ver-
neinten sie.  

Einige der Demonstrierenden machen sich ak-
tiv Gedanken um Bewegungsaufbau. Zum Bei-
spiel äußert sich eine befragte Person wie folgt: 
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„Die bisherigen Demos werden stark ein-
geschränkt und (Polizei)Repressionen sind 
enorm, insbesondere auch im Vergleich 
international. Es braucht eine breite 
Aufstellung der Bewegung, daher ist es 
wichtig auch breite Bündnisse zu unter-
stützen wie Zusammen für Gaza und All 
Eyes on Gaza Demo/Kundgebung.“  

Die Frage der Bündnisfähigkeit war auch den Ver-
anstaltenden wichtig. Besonders stand hierbei im 
Fokus, sich nicht von Außenstehenden, der Polizei 
oder Politik in „gute“ und „schlechte“ Demonst-
rierende spalten zu lassen. Auf der Bühne am 
Großen Stern wurde mehrfach der Schulter-
schluss mit den Protesten am Moritzplatz gesucht 
und Solidarität mit den Demonstrierenden dort 
artikuliert, insbesondere im Kontext der dort 
deutlich stärker repressiv auftretenden Polizei. 

Protesterfahrung 

Vorhergehende Forschung zu palästinasolida-
rischen Protesten weisen auf eine hohe Konsis-
tenz des Protestierendenspektrums hin. Im Kon-
text von Repression und Stigmatisierung blieb die 
Zusammensetzung der Proteste gegen die israeli-
sche Kriegsführung in Gaza über die vergangenen 
beiden Jahre weitgehend stabil. Die Beteiligung 
von „Neueinsteigern“ war eher die Ausnahme 
und konzentrierte sich auf einzelne intersektio-
nale Protestereignisse, wie beispielsweise anläss-
lich des Weltfrauentages am 28. März 2024 
(Grimm u. a. 2025). Vor diesem Hintergrund zei-
gen unsere Daten ein gemischtes Bild. Gefragt 
nach der allgemeinen Demonstrationsteilnahme 
in den letzten 12 Monaten gaben 10% an, in den 
letzten 12 Monaten bereits an vielen (>20) De-
monstrationen teilgenommen zu haben. Die 
Hälfte war auf wenigen (1-5) und 28,6% auf eini-
gen (6-2). Interessant sind insbesondere die 11%, 
für die die Demonstrationen am 27.9. der erste 
Anlass in den letzten 12 Monaten waren, der sie 
zu einer Demonstration mobilisierte.  

Für 26 Teilnehmende in unserem Sample war 
die Demo-Teilnahme sogar die erste Demonstra-
tion überhaupt. Ein Viertel der Befragten waren 
in ihrem Leben erst auf wenigen Demos. 44% hin-
gegen sind sehr demonstrationserfahren und 
27% waren in der Vergangenheit schon auf eini-
gen Demonstrationen.  

Die Ergebnisse in Grafik 6 geben Aufschluss 
über die Vorerfahrungen der Befragten mit Gaza-
bezogenen Demonstrationen. Insgesamt zeigt 
sich, dass ein großer Teil der Teilnehmenden be-
reits über Protesterfahrung in diesem Themen-
feld verfügt. 38,8% hatten bereits an wenigen (1–
5), 20,2% an einigen (6–20) und 7,4% sogar an vie-
len (>20) Demonstrationen mit Gaza-Bezug teil-
genommen. Eine verhältnismäßig große Gruppe 
von einem Drittel der Befragten (33,7%) gab aber 
an, zuvor an keiner Demonstration mit Gaza-Be-
zug teilgenommen zu haben. Diese Verteilung 
verdeutlicht, dass die Demonstrationen sowohl 
erstmalige Teilnehmende als auch eine erfahrene 
Gruppe von Aktivist*innen anzogen. Ein*e Teil-
nehmer*in gab beispielsweise an, dass diese spe-
zifische Demonstrationsmobilisierung sie im Ver-
gleich zu früheren Protesten ansprach: 

„Dies war meine erste Teilnahme über-
haupt an einer öffentlichen Versammlung 
zum Thema Israel/Palästina-Nahost-Kon-
flikt/Krieg/Genozid, also seit dem 7.10.23. 
Lange hab ich gezögert, weil es bislang 
kaum Versammlungen gab, bei der nicht 
irgendwas problematisch war. Diesmal 
war es so, dass die Breite des Bündnisses 
mich überzeugte, endlich mal hinzuge-
hen.“ 

Während ein erheblicher Teil der Befragten of-
fenbar neu für das Thema mobilisiert wurde, 
weist der Anteil erfahrener Demonstrierender 
darauf hin, dass es auch eine stabile und kontinu-
ierlich aktive Basis gibt, die über längere Zeit hin-
weg mobilisierbar ist und der sich auch von den 
hier untersuchten Demos angesprochen fühlte. 
Auch hier betonte eine befragte Person, dass sie 
sich von dieser Demonstration einen Schutz vor 
Repressionen erhoffte: 

„I have been protesting for Palestine since 
my teenage years [...] I chose this protest 
because the masses make it safer for me to 
go with my kids than the autonomous 
Moritzplatz demonstration.” 

Diese Erkenntnisse können wir auf Basis unserer 
Befragung noch näher aufschlüsseln. Wir fragten, 
in welchem Umfang sich die Befragten in den letz-
ten zwei Jahren an unterschiedlichen Aktivitäten 
im Zusammenhang mit Gaza beteiligt haben. Ins-
gesamt zeigen die Daten ein hohes Maß an 
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zivilgesellschaftlichem Engagement, das sich 
größtenteils auf gewaltfreie und symbolische Ak-
tionsformen konzentriert (siehe Grafik 7). 

Besonders häufig nannten die Befragten die 
Teilnahme an Demonstrationen – 68,6% gaben 
dies an, während 30,2% verneinten. Ebenfalls 
weit verbreitet waren unterstützende und sym-
bolische Handlungen: 64,1% der Befragten haben 
in den letzten zwei Jahren eine Petition oder ei-
nen öffentlichen Brief unterzeichnet, 57,6% ga-
ben an, Produkte boykottiert zu haben, und 
56,6% haben Geld an eine politische Organisation 
oder Gruppierung gespendet. In ähnlicher Grö-
ßenordnung berichteten 56,2%, sie hätten in so-
zialen Medien auf ein politisches Anliegen auf-
merksam gemacht. Auch das Tragen von Symbo-
len oder Abzeichen einer Kampagne war verbrei-
tet (43,4%), wenn auch mit einer gewissen Zu-
rückhaltung, da fast ebenso viele dies verneinten 
(48,1%) oder sich unsicher zeigten (8,5%). 

Deutlich geringer fiel die Beteiligung an direk-
ten oder konfrontativen Aktionsformen aus. Nur 
15,9% der Befragten nahmen in den letzten zwei 
Jahren an einem Streik teil, und ebenso viele 
(15,9%) beteiligten sich an einer gewaltlosen Blo-
ckade, Besetzung oder anderen Aktion zivilen Un-
gehorsams. Gewalttätige Protestaktionen, also 
der Einsatz von Gewalt gegen Eigentum oder Per-
sonen, wurden dagegen nahezu vollständig aus-
geschlosse. 95,3% der Befragten gaben an, nicht 
an solchen Aktionen teilgenommen zu haben. 

Vorerfahrungen mit Repression 

Vorherige Palästina-solidarische Demonstratio-
nen wurden häufig mit Gewalt in Verbindung ge-
bracht, regelmäßig kam es zu Zusammenstößen 
zwischen Protestierenden und Polizeikräften, 
Menschenrechtsorganisationen wie auch Video-
aufnahmen dokumentieren zudem ein hartes 
Protest-Policing. Die Daten machen diesen re-
pressiven Kontext deutlich (siehe Grafiken 8-10).  

Die Angaben zu erlebten Repressionserfah-
rungen im Zusammenhang mit Aktivitäten in Be-
zug auf Gaza zeichnen ein besorgniserregendes 
Bild (siehe Grafik 8). Zwar gibt eine knappe Mehr-
heit der Befragten (53,5%) an, nie Repressionen 
im Kontext von Aktivitäten in Bezug zu Gaza er-
fahren zu haben, doch die verbleibenden Werte 
zeigen, dass nahezu die Hälfte der Teilneh-

menden mindestens einmal von repressiven 
Maßnahmen betroffen war. So berichten 15,1%, 
selten Repressionen erfahren zu haben, weitere 
15,1%, dies manchmal erlebt zu haben. 7,3% ga-
ben an, oft, und 8,2%, sehr oft Repressionen er-
lebt zu haben. Zusammengenommen ergibt sich 
somit ein Anteil von rund 30%, die wiederholt 
oder regelmäßig von staatlichen oder gesell-
schaftlichen Sanktionen betroffen waren, und 
insgesamt knapp 47%, die irgendeine Form von 
Repressionserfahrung schildern. Dieser Wert ist 
insofern erstaunlich, da ein knappes Drittel der 
Teilnehmenden zum allerersten Mal auf einer De-
monstration mit Gaza-Bezug war. Unter denjeni-
gen, die in der Vergangenheit besonders häufig 
demonstrierten, ist der Anteil von Menschen mit 
Repressionserfahrung besonders hoch (Grafik 
10). So haben 70% derer, die angeben, an mehr 
als fünf Demonstrationen mit Gaza-Bezug teilge-
nommen zu haben, eigene Repressionserfahrun-
gen gemacht; unter denjenigen, mit besoners viel 
Demonstrationserfahrung (mehr als 20 Proteste) 
waren es sogar 83,3%. 

Unsere Daten geben auch Auskunft über die 
Art der Repression (siehe Grafik 9). Die Antwor-
ten zeigen, dass die berichteten Erfahrungen ein 
breites Spektrum unterschiedlicher Eingriffsfor-
men umfassen – von sozialer Einschüchterung bis 
hin zu körperlicher Gewalt. Am häufigsten nann-
ten die Befragten Einschüchterung als Form der 
Repression: 56 Personen (50,0% derjenigen, die 
Repression erlebt haben) gaben an, auf diese 
Weise unter Druck gesetzt oder verängstigt wor-
den zu sein. Dieses Ergebnis legt nahe, dass psy-
chologische und soziale Einschüchterung die 
zentrale Form repressiver Erfahrung im Kontext 
Gaza-bezogenen Engagements in Deutschland 
darstellt. Darüber hinaus berichten 16,9% der Be-
troffenen von beruflichen Einschränkungen – 
etwa durch Nachteile im Arbeitsumfeld, soziale 
Sanktionen oder institutionelle Konsequenzen. 
15,2% gaben an, körperliche Gewalt erfahren zu 
haben, und 10,7% wurden mit körperlicher Ge-
walt bedroht. Diese Anteile sind, gemessen an 
der Gesamtgruppe der Befragten, erheblich und 
deuten darauf hin, dass Repressionen teilweise 
auch physische oder existenzielle Dimensionen 
annehmen. Weitere 7,1% machten unter „Sonsti-
ges“ zusätzliche Angaben, die auf andere Belas-
tungs- und Bedrohungserfahrungen hinweisen. 
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Hinsichtlich der Sorge vor Repression durch 
die Polizei bei den beiden Großkundgebungen 
zeigt sich hingegen ein heterogenes Meinungs-
bild unter den Teilnehmenden (siehe Grafik 11). 
Etwa ein Drittel der Befragten (31,3%) äußerte 
Zustimmung, davon 11,1% mit „stimme voll zu“ 
und 20,2% mit „stimme eher zu“. Diese Gruppe 
signalisiert somit ein spürbares Maß an Besorgnis 
gegenüber möglicher polizeilicher Repression im 
Zusammenhang mit der Demonstration. Ein Fünf-
tel (21,0%) positionierte sich neutral 
(„teils/teils“), während 47,9% der Befragten die 
Aussage ablehnten (30,3% „stimme eher nicht 
zu“, 17,6% „stimme gar nicht zu“). Damit über-
wiegt zwar insgesamt die Ablehnung der Aussage, 
dennoch zeigt sich, dass ein nicht unerheblicher 
Anteil der Teilnehmenden Sorge vor repressivem 
Verhalten der Polizei empfand. 

Die bisherige Polizeirepression wurde nicht 
von allen Teilnehmenden erlebt, aber sie hat für 
Teile der Protestierenden deutliche Spuren hin-
terlassen. Dies bezieht sich vor allem auf Men-
schen mit Vorerfahrung. Gleichzeitig weisen Frei-
feldantworten auf einen möglichen Zusammen-
hang zwischen Migrationshintergrund und Sorge 
vor Repression hin, der sich anhand der gesam-
melten Daten aber nicht belegen lässt und weite-
rer Forschung bedarf. So wurde etwa Größe der 
Demonstration in diesem Kontext explizit als 
Schutz interpretiert, durch den sich auch Men-
schen (gerade nicht deutscher Herkunft) auf die 
Straße trauten, die zuvor nicht demonstriert hat-
ten: 

„as a non-German who is here on a stu-
dent visa, this also seemed like the safest 
occasion to voice my dissent (due to the 
size of the demonstration).” 

Motive und Strategische Ziele 

Die Grafik 12 gibt Aufschluss über die Motive, die 
für die Teilnehmenden an der Demonstration von 
Bedeutung waren. Insgesamt zeigt sich, dass alle 
der abgefragten Beweggründe von einer großen 
Mehrheit der Befragten als wichtig oder sehr 
wichtig bewertet wurden. 

Besonders häufig wurde das Motiv genannt, 
„die Politik zum Handeln zu bewegen“. Mit bei-
nahe vollständiger Zustimmung stellt es das häu-
figste Teilnahmemotiv dar und verweist auf die 

Handlungsorientierung der Teilnehmenden. Ein 
ähnlich hoher Anteil gab an, es sei ihnen wichtig 
gewesen, „...ein Zeichen zu setzen“, was auf ei-
nen symbolischen Charakter hinweist. Ebenfalls 
sehr häufig wurde das Motiv „mediale Aufmerk-
samkeit zu erzeugen“ als bedeutsam eingestuft. 
Menschen aufzuklären und zu mobilisieren, wird 
als weniger bedeutsam markiert. Insgesamt ver-
deutlichen die Ergebnisse, dass die Teilnahme an 
der Demonstration von einer Kombination aus 
politischer Wirksamkeitsorientierung, symboli-
schem Ausdruck und medialer Aufklärungsab-
sicht geprägt war. Die Demonstration hatte für 
manche Teilnehmende wohl auch die Funktion, 
endlich etwas tun zu können, um der eigenen 
„Ohnmacht“ etwas entgegensetzen zu können, 
wie in den Freifeldantworten an einigen Stellen 
formuliert wurde:  

„Ich fühle mich häufig ohnmächtig, wenn 
ich die Nachrichten darüber lese, wie viele 
Menschen dieses Mal durch Angriffe 
getötet wurden.“ 

Interessant ist der Befund, dass sich diese Einstel-
lungen zum eigenen Demonstrieren deutlich än-
dern, wenn nicht nach dem Ziel, sondern nach 
dem Effekt gefragt wird (siehe Grafik 13). Am 
wirksamsten werden die Demonstrationen in Be-
zug auf die Erzeugung medialer Aufmerksamkeit 
eingeschätzt: 50,6% der Befragten halten die Pro-
teste in dieser Hinsicht für sehr wirksam. Eben-
falls hoch ist der Anteil bei dem Motiv, „ein Zei-
chen zu setzen“, das von 44,9% als sehr wirksam 
bewertet wurde. Kaum überzeugt zeigen sich die 
Befragten hingegen von der politischen Wirksam-
keit. Nur 7,3% antizipieren, dass die Demonstrati-
onen „sehr wirksam“ sein wird, wenn es darum 
geht, die Politik zum Handeln zu bewegen. Auch 
die Einschätzungen zur Aufklärung anderer Men-
schen (13,4%) und zur Mobilisierung weiterer 
Personen (30,7%) fallen im Vergleich eher niedrig 
aus. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass die 
Demonstrationen von den Teilnehmenden vor al-
lem als symbolisch erfolgreiche, weniger jedoch 
als politisch unmittelbar wirksame Aktionsform 
eingeschätzt werden. Der Schwerpunkt der wahr-
genommenen Wirkung liegt somit auf der Öffent-
lichkeitsarbeit und Sichtbarkeit des Anliegens, so-
wie Solidarisierung, während direkte politische 
Einflussnahme als eher begrenzt erwartet wird. 
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Dieses Bild verfestigt sich auch in der Auswer-
tung unserer offen gestellten Eingangsfrage 
(„Bitte erläutern Sie kurz, warum Sie an dieser De-
monstration teilgenommen haben“). Aus diesen 
Antworten wird ein hohes Maß an Empörung, 
Verzweiflung und Schrecken deutlich: Über die 
„unerträgliche Situation“ in Gaza: „Das, was in Pa-
lästina geschieht, ist ein Völkermord und muss 
umgehend gestoppt werden.“ Teilnehmende re-
kurrieren auf „Solidarität mit Palästina“ und posi-
tionieren sich klar „gegen den Völkermord in 
Gaza.“ Sie äußern ihre Wut, ihr Unverständnis 
und ihre moralische Entrüstung; „Brutalität von 
Regierungen darf nicht ohne Reaktion bleiben.“  

Dafür wird häufig auf einen menschenrechts-
basierten Argumentationsrahmen zurückgegrif-
fen. „Weil ich das militärische Vorgehen von Is-
rael im Gazastreifen und dem Westjordanland 
menschenrechtsverachtend finde.“ Hierbei reicht 
das ausgefüllte Freifeld vom Wort „Menschen-
rechte“ oder der Diagnose „weil in Gaza ein Ge-
nozid stattfindet“ bis zur ausführlichen Darlegung 
historischer Ereignisse und Erörterungen des ei-
genen Verhältnisses bzw. der deutschen Verant-
wortung bzgl. der Geschehnisse. „Weil ichs nicht 
fassen kann, dass Deutschland sowas unterstützt 
und mich mit zum Täter macht.“  Häufig wird da-
rauf hingewiesen, dass in den letzten Monaten 
Lernprozesse eingesetzt und eine tiefergehende 
Auseinandersetzung mit dem Konflikt zwischen 
Israel und Palästina stattgefunden habe: 

„Der Konflikt war immer eine Grauzone für 
mich. Jetzt verstehe ich die verschiedenen 
Perspektiven viel besser und deshalb kann 
ich mich jetzt für Menschenrechte für alle 
Menschen konstruktiv einsetzen.“ 

Erschreckt und empört zeigen sich die Teilneh-
menden über das zögerliche, ausbleibende oder 
sogar unterstützende Handeln der Bundesregie-
rung gegenüber der israelischen Kriegsführung: 

 „Um zu zeigen, dass viele Deutsche gegen 
den Genozid, das Vorgehen der israe-
lischen Regierung und die Untätigkeit der 
deutschen Regierung sind. Aus Deutsch-
land kommt immer noch keine starke 
politische Stimme, die den unverhält-
nismäßigen Krieg gegen Palästina verur-
teilt und das können wir nicht so ohne 
Widerspruch stehen lassen.“ 

Da ist von „Komplizenschaft am Genozid“ die 
Rede und von inakzeptabler Einseitigkeit in der 
Berichterstattung über Israels Vorgehen im Gaza-
streifen. Manche Demonstrierende setzen sich 
mit zynischem Zungenschlag mit dem herrschen-
den Diskurs ins Verhältnis: „Weil ich tatsächlich 
gegen Völkermord bin, und für ein freies sozialis-
tisches säkuläres palästina einstehen will in dem 
alle leben können. Aber nur meine meinung.“  

Es überwiegt in unserer offenen Befragung die 
emotionale Betroffenheit über die Zustände im 
Gazastreifen und die lange Unterstützung durch 
die deutsche Regierung. Es scheint vielen Teilneh-
menden auch darum zu gehen, dass diese Zu-
stände benannt und nicht verschwiegen, ent-
schuldigt oder relativiert werden. Die Anerken-
nung und explizite Benennung der Situation in 
Gaza als Genozid ist vielen ein besonderes Anlie-
gen. Konkrete Handlungsempfehlungen werden 
ebenso daraus abgeleitet:  

„Ich bin schockiert und wütend, über die 
Zustände im Gaza-Streifen und möchte 
dass Deutschland, so wie der restliche Teil 
der Welt diesen Genozid, als diesen 
anerkennt. Zudem soll Deutschland 
sämtliche Waffenlieferungen unterbinden 
und Israel sanktionieren.“ 

Aus den Antworten spricht neben dem Wunsch 
nach einer Solidarisierung mit der palästinensi-
schen Zivilbevölkerung auch ein gewachsener 
Groll gegenüber deutschen Institutionen (staat-
lich und medial) und ihrer Verwicklung in die 
Kriegsverbrechen, aber auch ein starkes Miss-
trauen gegenüber deren Realitätswahrnehmung. 

Vertrauen in demokratische Ordnung 

Um das Protestmilieu besser einschätzen zu kön-
nen, nutzten wir eine Batterie von Fragen, die 
Auskunft über den Bezug der Teilnehmenden zu 
Institutionen und Gesellschaft geben können. 
Etwa fragten wir, wie zufrieden die Demonstrie-
renden mit der Demokratie sind. Hier wurde un-
terschieden zwischen der Demokratie als Idee 
und der Demokratie, wie sie derzeit in Deutsch-
land funktioniert (siehe Grafik 14). Während zwei 
Drittel der Befragten mit der Demokratie im All-
gemeinen zufrieden (31%) oder sehr zufrieden 
(33,3%) sind, fällt dieser Wert für die Demokratie, 
wie sie in Deutschland funktioniert sehr viel 
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geringer aus. Deutlich mehr als die Hälfte sind 
hier unzufrieden (32,5%) oder sehr unzufrieden 
(23,4%). Diese Diskrepanz zwischen genereller 
Zufriedenheit und konkreter Unzufriedenheit mit 
der Demokratie in Deutschland ist allerdings nicht 
außergewöhnlich und zeigt sich auch in Demonst-
rationsbefragungen zu anderen Themen. 

Auch die Ergebnisse zum Vertrauen in ver-
schiedene öffentliche Institutionen und Einrich-
tungen (siehe Grafik 15) zeigen ein ein niedriges 
bis moderates Vertrauen unter den Befragten. 
Das Vertrauen in staatliche Organe, Medien und 
Sicherheitsinstitutionen variiert dabei deutlich, 
wobei eine generelle Skepsis gegenüber zentra-
len politischen und exekutiven Akteuren erkenn-
bar ist. Am deutlichsten zeigt sich diese Skepsis 
gegenüber der Bundesregierung: 37,8% der Be-
fragten geben an, sehr wenig Vertrauen zu haben, 
weitere 32,3% äußern wenig Vertrauen. Nur 6,4% 
bekunden viel Vertrauen, und niemand sehr viel. 
Ähnlich kritisch fällt das Urteil über den Bundes-
tag aus, dem rund die Hälfte der Befragten 
(50,8%) wenig oder sehr wenig Vertrauen entge-
genbringt. Ein moderates Vertrauen äußern 
32,4%, während viel oder sehr viel Vertrauen nur 
von einer Minderheit angegeben wurde (ca. 
16%). Etwas ausgeprägter ist das Vertrauen in die 
kommunale Ebene: Die Regierung bzw. Verwal-
tung der eigenen Stadt erhält mit 44,4% modera-
tem und 8,8% hohem Vertrauen vergleichsweise 
günstigere Werte, während das Misstrauen hier 
weniger stark ausgeprägt ist. Deutlich positiver 
fällt das Bild gegenüber der Justiz aus: Hier zeigen 
sich 35,2% mit moderatem Vertrauen und wei-
tere 46% mit viel oder sehr viel Vertrauen, wäh-
rend explizites Misstrauen nur von einer Minder-
heit geäußert wird. Dies deutet darauf hin, dass 
die Gerichte als vergleichsweise vertrauenswür-
dige Institution wahrgenommen werden. 

Das Vertrauen in die traditionellen Medien 
liegt überwiegend im mittleren Bereich: 35,3% 
äußern moderates Vertrauen, 23,9% sehr wenig 
und 24,7% wenig. Damit überwiegt auch hier eine 
gewisse Skepsis, wenngleich die Medien im Ver-
gleich zur Bundesregierung leicht besser bewer-
tet werden. Für soziale Medien zeigt sich ein ähn-
liches Muster: Die Mehrheit (56,4%) ordnet ihr 
Vertrauen gering oder moderat ein, während viel 
Vertrauen kaum vorkommt. Das lässt auf ein am-
bivalentes Verhältnis zu digitalen 

Informationsquellen schließen – sie werden of-
fenbar genutzt, aber nicht unbedingt als verläss-
lich wahrgenommen. Insgesamt erstaunt die 
Ähnlichkeit, mit der klassische und soziale Me-
dien in puncto Vertrauenswürdigkeit wahrge-
nommen werden. 

Einen deutlich kritischen Befund liefert das 
Vertrauen in Sicherheitsinstitutionen. Gegenüber 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz äußern 
über 60% der Befragten wenig oder sehr wenig 
Vertrauen, während viel Vertrauen nur selten ge-
nannt wird. Noch ausgeprägter ist die Skepsis ge-
genüber der Polizei: 47% geben an, sehr wenig 
Vertrauen zu haben, und 26,7% wenig. Lediglich 
6% bekunden viel Vertrauen, während „sehr viel“ 
Vertrauen kaum vorkommt. 

Politische Verortung 

Aus den Befunden zum Institutionenvertrauen 
sowie in die deutsche Demokratie lässt sich indes 
keine allgemeine Politikverdrossenheit der De-
monstrierenden ableiten. Dies zeigt sich beson-
ders deutlich an der „Sonntagsfrage“ (Welche 
Partei würden Sie wählen, wenn nächsten Sonn-
tag Bundestagswahl wäre?). Hier nennen 64% Die 
Linke (siehe Grafik 16). Dabei weist die Partei 
hohe Zustimmungswerte unter denjenigen Be-
fragten auf, die bisher wenig oder gelegentlich 
demonstrieren waren; lediglich unter denjenigen, 
die angaben, in der Vergangenheit an mehr als 20 
Demonstrationen teilgenommen zu haben, über-
wiegen die Zustimmungswerte zu Kleinstparteien 
wie Mera25. Da letztere nur 7% der Befragten 
ausmachen, erscheint die Zustimmung zur Links-
partei außerhalb dieses Kerns palästinasolidari-
scher Demonstrierender besonders hoch – unter 
welchen sich wiederum Anhänger anderer Par-
teien noch am ehesten finden: Wer angab, bisher 
noch nie zu Gaza demonstriert zu haben, gab 
auch am ehesten an, die Grünen oder SPD zu 
wählen. Ebenso gaben je ein Fünftel der Befrag-
ten an, sich in der Linkspartei oder in anderen Or-
ganisationen zu engagieren – was illuistriert, in-
wiefern auch über den Kreis der Partei hinaus zi-
vilgesellschaftlich engagierte Menschen an den 
Protesten teilnahmen. 

Auch die Selbsteinstufung der Befragten auf 
der Links-Rechts-Skala zeigt ein deutlich linkes 
Profil der Teilnehmenden (siehe Grafik 17). So 
ordnete sich die große Mehrheit der Befragten im 



 
 
 
 

15 
 
 

linken Spektrum (0–3) ein. Mit 26,5% der Nen-
nungen ist die Kategorie „2“ am häufigsten ver-
treten, gefolgt von „0“ mit 25,6% und „1“ mit 
20,7%. Weitere 18,2% positionieren sich bei „3“, 
also immer noch klar auf der linken Seite der 
Skala. Nur 4,9% der Befragten wählten die mitt-
lere Position „4“, und 4,1% gaben den Wert „5“ 
an. Werte oberhalb von „5“ wurden nicht ge-
nannt. Insgesamt ergibt sich somit ein stark links-
orientiertes Selbstbild der Demonstrationsteil-
nehmenden. Die vollständige Abwesenheit höhe-
rer Werte auf der Skala verdeutlicht, dass Perso-
nen mit einer konservativen oder rechten politi-
schen Selbsteinschätzung kaum vertreten waren. 
Dieses Ergebnis entspricht der inhaltlichen Aus-
richtung der Demonstration und weist darauf hin, 
dass die Mobilisierung vor allem innerhalb eines 
klar linken politischen Spektrums stattfand. Hier 
zeigen sich Überschneidungen zu anderen Antik-
riegsdemonstrationen, die ebenfalls häufig ein 
klar links verortetes Teilnehmendenprofil aufwei-
sen (Meier u. a. 2023; Daphi u. a. 2014) 

Haltung zu gesellschaftlichen Kontro-
versen 

Die Einschätzungen der Befragten zum gesell-
schaftlichen Kontext in Deutschland (siehe Grafik 
18) verdeutlichen ein kritisches und zugleich poli-
tisch stark positioniertes Meinungsbild. Beson-
ders eindeutig fällt die Haltung zur Frage der 
staatlichen Anerkennung Palästinas aus: nahezu 
alle Befragten (89,9% voll und ganz, 8,1% eher) 
befürworten eine solche Anerkennung. Ableh-
nung findet sich hier praktisch gar nicht. Dieses 
Ergebnis verdeutlicht den zentralen politischen 
Konsens innerhalb der Befragten, in dem die An-
erkennung Palästinas als Akt grundlegender Ge-
rechtigkeit und politischer Selbstbestimmung 
verstanden wird. Hoch fällt auch die Zustimmung 
zur Aussage aus, dass große Teile der deutschen 
Gesellschaft nicht verstünden, was in Gaza wirk-
lich passiere. 66% der Befragten teilen diese Ein-
schätzung (30,3% voll und ganz, 35,7% eher), 
während nur rund 11% widersprechen. Dies 

_____ 

7 Weder lässt sich hieraus eine klare Zustimmung 
noch eine klare Ablehnung der Freilassung der israeli-
schen Geiseln ableiten, da sich die ablehnende Hal-
tung in diesem Item auch auf die Bundesregierung 
beziehen kann. 

verweist auf ein wahrgenommenes Missverhält-
nis zwischen öffentlicher Wahrnehmung und der 
eigenen Sichtweise auf die Ereignisse, also eine 
Erfahrung medialer oder gesellschaftlicher Ver-
zerrung. 

Diese Tendenz zeigt sich bei der Aussage, in 
Deutschland gebe es genug Raum für Trauer um 
die Opfer in Gaza. Hier widersprechen die Befrag-
ten mit deutlicher Mehrheit: Über die Hälfte 
(50,2%) stimmt eher nicht zu, und weitere 37,9% 
äußern sich neutral. Die fast vollständige Abwe-
senheit von Zustimmung zeigt, dass viele Teilneh-
mende ein Defizit in der öffentlichen Empathie 
und Sichtbarkeit palästinensischen Leids wahr-
nehmen. 

Eine deutliche Mehrheit der Befragten (73,2%) 
stimmt auch der Aussage zu, dass der Rassismus 
in Deutschland seit dem 7. Oktober 2023 zuge-
nommen habe. Nur knapp 9% widersprechen, 
während 15,6% eine mittlere Position einneh-
men. Dieses Ergebnis zeigt eine weit verbreitete 
Wahrnehmung einer zunehmend diskriminieren-
den oder feindseligen gesellschaftlichen Atmo-
sphäre, insbesondere gegenüber Menschen, die 
als palästinensisch, arabisch oder muslimisch ge-
lesen werden. Deutlich positiv wird auch die Aus-
sage bewertet, dass jüdisches Leben in Deutsch-
land aufgrund der Geschichte besonders ge-
schützt werden sollte. 78,7% stimmen zu (44,7% 
voll und ganz, 34% eher), nur etwa 5% lehnen ab.  

Diese hohe Zustimmung verdeutlicht ausge-
prägtes Bewusstsein für die besondere deutsche 
historische Verantwortung. Ebenfalls eine deutli-
che Mehrheit der Teilnehemenden ist der Mei-
nung, die deutsche Regierung solle sich für die 
Freilassung der israelischen Geiseln einsetzen: 
41,3% stimmen voll und ganz, 24,8% eher zu, 
24,4% teilweise. Dieser Befund unterstreicht, 
dass der Einsatz für ein Ende des Leids in Gaza und 
der Einsatz für ein Ende des Leids der israelischen 
Geiseln von der überwiegenden Mehrheit nicht in 
Konkurrenz zueinander gesehen wird.7  
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Dieses Haltung wird auch an den Freifeldanga-
ben einiger Teilnehmenden deutlich, wie folgen-
des Zitat belegt: 

„Mein Schock über die Hamas-Massaker 
am 7.Oktober 2023 war wirklich massiv, 
aber ebenso entsetzt bin ich, was im Gaza-
Krieg passiert. Es macht mich zunehmend 
fassungslos.“ 

Einschätzung des öffentlichen 
Diskurses 

Die Einschätzungen zur Offenheit, die eigene po-
litische Haltung zu Gaza in verschiedenen sozialen 
Kontexten zu äußern (siehe Grafik 19), zeigen 
deutliche Unterschiede zwischen privaten und öf-
fentlichen Räumen. Insgesamt lässt sich ein Mus-
ter erkennen, das auf eine ausgeprägte Kon-
textabhängigkeit politischer Meinungsäußerung 
hinweist. 

Am meisten Offenheit erleben die Befragten 
im familiären Umfeld: 47,6% stimmen voll und 
ganz und weitere 31,7% eher zu, dass sie ihre Hal-
tung dort offen besprechen können. Nur 5,2% 
stimmen eher nicht und kaum jemand überhaupt 
nicht zu. Auch im Freundes- und Bekanntenkreis 
zeigt sich ein ähnliches, wenngleich leicht abge-
schwächtes Bild: 77,2% fühlen sich dort frei, ihre 
Meinung zu äußern (43,1% voll, 34,1% eher). Da-
mit sind private Nahbeziehungen die zentralen 
Räume, in denen politische Diskussionen zu Gaza 
weitgehend angstfrei und solidarisch möglich er-
scheinen. 

Deutlich zurückhaltender äußern sich die Be-
fragten hingegen zu öffentlichen und institutio-
nellen Kontexten. In der Arbeit oder Ausbildung 
stimmen lediglich 29,6% voll oder eher zu, ihre 
Haltung offen ansprechen zu können, während 
42,5% dies eher nicht oder überhaupt nicht tun. 
Weitere 27,9% nehmen eine neutrale Position 
ein. Dieses Ergebnis weist auf eine ausgeprägte 
Unsicherheit oder gar Selbstzensur im berufli-
chen Umfeld hin. Ein ähnlich gespaltenes Bild 
zeigt sich im öffentlichen Raum: Nur etwa 35% 
geben an, ihre politische Haltung dort offen äu-
ßern zu können, während rund 35% dies aus-
drücklich verneinen und 27,7% eine mittlere Po-
sition einnehmen. Diese Werte deuten auf ein ho-
hes Maß an Zurückhaltung in öffentlichen Diskus-
sionen hin, möglicherweise bedingt durch 

gesellschaftliche Stigmatisierung, mediale Polari-
sierung oder Angst vor negativen Konsequenzen. 

Insgesamt zeigen die Daten, dass die Möglich-
keit offener politischer Artikulation zu Gaza stark 
vom sozialen Kontext abhängt. Während private 
und vertraute Umfelder (Familie, Freundeskreis) 
als sichere Kommunikationsräume wahrgenom-
men werden, gelten institutionelle und öffentli-
che Räume vielfach als restriktiv oder riskant. 
Diese Differenz verweist eventuell auf eine Verla-
gerung politischer Kommunikation in den priva-
ten Bereich und spiegelt ein angespanntes gesell-
schaftliches Klima wider, in dem offene Solidari-
tät mit Gaza nicht überall gefahrlos möglich er-
scheint. 

Sorgen und Erwartungen 

Die Einschätzungen zu der Aussage „Ich 
habe/hatte Sorge, dass bei der Demonstration 
Positionen vertreten werden, die ich problema-
tisch finde“ zeigen ein insgesamt zurückhaltendes 
Meinungsbild (Grafik 11). Nur eine Minderheit 
der Befragten äußerte deutliche Zustimmung: 
5,1% stimmen voll zu, 16,3% eher. Damit geben 
insgesamt rund 21,4% an, solche Sorgen zumin-
dest teilweise geteilt zu haben. Ein Viertel der Be-
fragten (25,5%) bewertete die Aussage neutral 
(„teils/teils“), während die Mehrheit sie ablehnte 
(36,1% „stimme eher nicht zu“, 16,3% „stimme 
gar nicht zu“). Zusammengenommen lehnen so-
mit über die Hälfte der Teilnehmenden (52,4%) 
die Aussage ab. Über 20% von Befragten, die sich 
darüber Sorgen machten, erscheint dennoch als 
hoher Wert, angesichts der Tatsache, dass Men-
schen hier zunächst für eine „gemeinsame Sache“ 
demonstrierten. Es lässt sich daran ablesen, dass 
Menschen teilweise verunsichert über die richti-
gen Bewegungs-Zusammenhänge sind und vor-
sichtig sind, nicht mit problematischen Aussagen 
in Zusammenhang gebracht zu werden, bzw. sich 
nicht sicher darüber zu sein scheinen, wie andere 
ihre Gaza-Solidarität begründen. Hier spielt ver-
mutlich die lange öffentliche Auseinandersetzung 
über israelbezogenen Antisemitismus eine ent-
scheidende Rolle. 

Die Ergebnisse zu der Aussage „Ich habe/hatte 
Sorge, dass ich bei der Demonstration von Pas-
santinnen angefeindet werde“ zeigen, dass nur 
ein kleiner Teil der Befragten solche Befürchtun-
gen teilte. Lediglich 9,2% stimmten der Aussage 
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eher zu; Angaben zu „stimme voll zu“ wurden 
nicht gemacht oder lagen unterhalb der Auswer-
tungsgrenze. 15,3% der Befragten positionierten 
sich neutral („teils/teils“), während eine deutliche 
Mehrheit die Aussage ablehnte. Insgesamt 38,5% 
stimmten eher nicht zu und 35,5% gar nicht. Zu-
sammengenommen lehnen somit rund drei Vier-
tel der Befragten (74,0%) die Aussage ab. 

Deutlich größere Sorgen machen sich die De-
monstrierenden über die öffentliche Darstellung 
der Demonstration in den Medien. Der Aussage 
„Ich habe/hatte Sorge, dass von Medien nicht dif-
ferenziert über den Protest berichtet wird“ stim-
men 43,9% voll und ganz zu. Weitere 35,1% stim-
men eher zu. Ungefähr vier von fünf Teilnehmen-
den haben Sorgen darüber, dass Medien nicht 
ausgewogen über die Demonstrationen berich-
ten, ein Wert, der besorgniserregend ist, was das 
Vertrauen in die Medienlandschaft betrifft. In Be-
zug auf das Medienvertrauen der Demonstrieren-
den gibt auch unsere nächste Frage Auskunft – 
und ein recht gemischtes Bild (siehe Grafik 20). 
Auf die Frage „Wie informieren Sie sich haupt-
sächlich zur Entwicklung in Gaza?“ geben 20,8% 
der Befragten an, sich über Deutsche Print-, TV- 
und Hörfunkmedien zu informieren. Soziale Me-
dien sind für etwa doppelt so viele Menschen 
(43%) die wichtigste Quelle. Internationale 
Presse, TV, und Hörfunkmedien rangieren mit 
30.4% auf Platz 2 (Sonstiges: 5,7%). 

Diskussion und Ausblick 

Empirische Daten zu Mustern der Beteiligung, ge-
sellschaftspolitischen Einstellungen und Motiven 
von Protestierenden erlauben ein differenziertes 
Bild auf gesellschaftliche Konflikte. Eine solche 
versachlichende Perspektive ist besonders wich-
tig, wenn bei stark umkämpften Themen die Ver-
engung von Debattenräumen und pauschale Zu-
schreibungen zu beobachten sind. Eine umfang-
reiche Literatur zeigt, dass Palästina-Solidarität in 
dieser Hinsicht einen besonders extremen Fall 
darstellt, der von multiplen Formen rechtlich-ad-
ministrativer Kriminalisierung und diskursiver De-
legitimierung gekennzeichnet ist. 

Die vorliegende Untersuchung adressiert in 
diesem Kontext eine Forschungslücke: Während 
international zahlreiche Analysen zu Straßen-

protesten vorliegen (crowdcounters 2024; Crowd 
Counting Consortium und Ash Center 2024), feh-
len für Deutschland bislang belastbare Daten zur 
Zusammensetzung und Einstellungsstruktur der 
Palästina-Solidaritätsproteste, die über Fallvig-
netten und Medienauswertungen hinausgehen. 
Sie nutzt dabei ein standardisiertes, vielfach er-
probtes Erhebungsdesign mit On-site-Rekrutie-
rung und zweisprachigem Fragebogen, ergänzt 
um Kurzinterviews zur Bias-Kontrolle.  

Wenngleich die Befunde dieser Studie nicht 
als repräsentativ für die Palästina-Solidarität in 
Deutschland insgesamt betrachtet werden kön-
nen, stützen sie sich jedoch auf die bislang größ-
ten Mobilisierungen hierzulande und können ei-
nen ersten Schritt zu einer dringend gebotenen 
Versachlichung der Debatte darstellen. Die Be-
funde liefern das empirische Gegenbild zu stark 
politisierten aber verbreiteten Generalisierungen 
– etwa der pauschale Darstellung von Palästina-
Solidarität als extremistisch – durch belastbare 
Evidenz zur Heterogenität und Binnenvielfalt der 
Teilnehmenden. und machen sichtbar, wie vielfäl-
tig und vielstimmig die Mobilisierung tatsächlich 
ist. 

Insgesamt verdeutlichen die Daten, dass die 
Proteste überwiegend von hoch gebildeten so-
wie relativ jungen und klar politisch links veror-
teten Teilnehmenden getragen waren. Die Be-
funde weisen dabei auf eine bürgerlich-zivilge-
sellschaftlich verankerte Protestkultur hin, die in 
erster Linie auf Aufklärung, Mobilisierung und 
moralische Positionierung setzt. Das abgefragte 
Engagement der Befragten in Bezug auf Gaza kon-
zentriert sich auf gewaltfreie, legale und kommu-
nikative Ausdrucksformen.  

Die politische Beteiligung zeigt sich damit 
stark moralisch-symbolisch geprägt - mit einem 
Schwerpunkt auf öffentlicher Sichtbarkeit, Soli-
daritätsbekundung und friedlicher Einfluss-
nahme. In dieser Hinsicht finden sich keine mar-
kanten Unterschiede zu Protestierenden in 
Deutschland zu anderen Themen. Konfrontative 
Protestformen bleiben hingegen Randphäno-
mene. Dass sich ein Teil der Demonstrierenden 
dabei als Teil der Friedensbewegung einordnet, 
lässt sich auf unterschiedliche Weisen interpre-
tieren: Einerseits als Hinweis darauf, dass die Pro-
teste trotz geringer organisatorischer Über-
schneidungen auch Menschen aus der 
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traditionellen Friedensbewegung anzogen, die in 
den letzten Jahren in Deutschland an Kontur ver-
loren hat (Meier und Daphi 2025). Andererseits, 
könnten die Ergebnisse aber auch darauf hinwei-
sen, dass sich hier anhand der Gewalt in Nahost 
eine ganz neue Gruppe von Menschen gegen 
Krieg engagiert, die das Label der Friedensbewe-
gung für sich im Kontext von Gaza reklamiert. In 
jedem Fall ist eine eingehendere Betrachtung des 
Verhältnisawa der Palästina-Solidarität zur Frie-
densbewegung und Friedenspolitik generell an-
gezeigt. 

Dies umso mehr, als auch eine große Mehrheit 
der Befragten eine differenzierte Haltung zum 
Nahostkonflikt einnimmt, die der gängigen 
Gleichsetzung palästinasolidarischer Proteste mit 
einer exklusiven Anteilnahme für lediglich eine 
Konfliktseite widerspricht. So erfährt die Aussage 
„Deutschland sollte den palästinensischen Staat 
anerkennen“ in unserer Fragebatterie zu gesell-
schaftlichen Kontroversen die höchste Zustim-
mung – wenig überraschend für eine palästinaso-
lidarische Demonstration. An zweiter Stelle ran-
giert hinsichtlich der Zustimmungswerte aber 
auch die Aussage, „Jüdisches Leben sollte in 
Deutschland aufgrund seiner Geschichte beson-
ders geschützt sein“. Dies zeigt ein reflektiertes 
Protestmilieu, das in der Lage ist, vielschichtigen 
Konfliktkonstellationen mit differenzierten Posi-
tionierungen zu begegnen, ohne eine Hierarchi-
sierung von Opfergruppen vorzunehmen oder 
deren jeweilige Betroffenheit gegeneinander aus-
zuspielen. 

Gleichzeitig nehmen die Befragten zunehmen-
den Rassismus und gesellschaftliche Einseitigkeit 
wahr. Dies weist eindrücklich auf eine universali-
stische Haltung der Protestierenden gegenüber 
Menschen- und Völkerrecht hin, die in starkem 
Kontrast zu dominanten öffentlichen Zuschrei-
bungen steht. Dieses humanistische Selbstver-
ständnis ist auch den Demonstrierenden be-
wusst. So äußert nur eine Minderheit der Befrag-
ten Sorgen, dass auf der Demonstration proble-
matische Positionen vertreten werden – Sorge 
bestand viel eher darüber, dass nicht differenziert 
über die Demonstration berichtet würde. 

Schließlich belegen die Ergebnisse, dass Re-
pression und Marginalisierungserfahrungen im 
Kontext des Gaza-Engagements kein Randphä-
nomen sind, sondern für viele Befragte konkrete 

und teils gravierende Auswirkungen haben. Be-
sonders der hohe Anteil an Einschüchterungs- 
und Gewaltberichten ist besorgniserregend, da er 
auf ein gesellschaftliches Klima der Angst und 
Marginalisierung  hinweist. Die Daten verdeutli-
chen damit, dass politisches Engagement in die-
sem Themenfeld nicht nur symbolisch riskant, 
sondern gefährlich sein kann.   

Doch aus den Daten lässt sich nicht auf eine 
allgemeine Politik- oder Demokratieverdrossen-
heit schließen. Vielmehr belegen die Daten eher 
einen Vertrauensverlust in das Agieren konkreter 
Institutionen der demokratischen Ordnung. Be-
merkenswert ist dabei die Ausdifferenzierung 
von institutionellem Vertrauen. Relativ zu sicher-
heitsrelevanten und exekutiven Institutionen 
sind Vertrauenswerte in Gerichte und kommu-
nale Verwaltung hoch. Dass diese Vertrauens-
werte keine grundsätzliche Haltung ausdrücken, 
lässt sich etwa daran ablesen, dass das Vertrauen 
in die Polizei, welche in direkte Konfrontationen 
mit früheren Protesten verwickelt ist, höher ist als 
in das Bundesamt für Verfassungsschutz. Ge-
richte wiederum, die restriktive Entscheidungen 
von Behörden bezüglich der Proteste regelmäßig 
einschränken oder zurücknehmen, genießen mit 
Abstand das größte Vertrauen. Während offen 
bleibt, ob diese Unterschiede auf solche direkten 
Erfahrungen zurückzuführen sind oder ob dies ei-
nem allgemeinen Vertrauen gegenüber nicht ta-
gespolitisch präsenten Institutionen liegt, wider-
sprechen die Befunde der Annahme, dass Protes-
tierende den Staat oder die Demokratie als mo-
nolithischen Block wahrnehmen. 

Dies gilt auch für politische Parteien. Auffällig 
sind die hohen Zustimmungswerte für die Partei 
Die Linke. Der Partei ist es offensichtlich einer-
seits gelungen, ihre Mitglieder erfolgreich zu mo-
bilisieren. Darüber hinaus äußern aber viele Pro-
testteilnehmende eine Wahlpräferenz für die 
Partei, die selbst nicht Mitglied sind. Lediglich un-
ter Befragten mit langer Vorerfahrung in der pa-
lästinasolidarischen Bewegung überwiegen die 
Zustimmungswerte zu Kleinstparteien wie 
Mera25. Zwar ist diese Nähe zur Linken ange-
sichts der prominenten Rolle der Partei in der Or-
ganisation des Zubringerprotests erwartbar. Al-
lerdings weist das auffällige parteipolitische Profil 
auch darauf hin, dass es der Linken zunehmend 
gelingt, sich im Parteienspektrum als 
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Fürsprecherin der palästinensischen Sache zu 
etablieren. Umfragen zur Lage in Gaza in der Ge-
samtbevölkerung zum Zeitpunkt der Demonstra-
tion zeigen, wie groß das Wählerpotential ist, das 
sich so ansprechen lässt.8 Einzelne Hinweise fin-
den sich hierzu in den offenen Antworten:  

„Weil endlich hat eine Bundespartei das 
Schweigen gebrochen, auch wenn verspä-
tet, und sich den Menschen auf den Stra-
ßen angeschlossen hat. auch weil diese 
Partei die Palästinensische Stimme mitge-
tragen hat. Aber vor allem, weil ich das 
Grauen und die Komplizenschaft unserer 
Regierung nicht mehr ertragen kann… wut 
wut wut.“ 

Ob sich die prominente Rolle der Partei in den 
Protesten in eine Parteienbindung der Teilneh-
menden übersetzen lässt, bleibt abzuwarten. An-
dere Parteien, die in der Vergangenheit in men-
schenrechts- und friedenspolitisch orientierten 
Mobilisierungen eine Rolle spielten, stehen bei 
den Teilnehmenden indes nicht hoch im Kurs. Die  
SPD und die Grünen erfahren lediglich Zustim-
mungswerte von 2% bzw. 8%.9 

Schlüsselwerke der Protest- und Bewegungs-
forschung verdeutlichen, wie die Wahrnehmung 
von Protestbewegungen eng mit den verfügbaren 
Informationen über Protestierende und ihre An-
liegen verschränkt sind (Della Porta u. a. 2020; 
McCammon u. a. 2007; Giugni u. a. 2005; Alimi 
und Maney 2018). Ordnungs- und Sicherheitsori-
entierte Berichterstattung dämpft üblicherweise 
öffentliche Sympathie, während Befunde zu Pro-
filen der Teilnehmer*innen polarisierende Narra-
tive korrigieren können. In dieser Konstellation 
kommt fundierten empirischen Daten beson-
dere Bedeutung zu, weil sie Ruhe in öffentliche 
Debatten bringen und Bewertungen von Protest 
entmoralisieren: Sie zeigen nüchtern auf, wer 
spricht, woraus Kritik genährt ist und wie breit 
Motive tatsächlich verteilt sind.  

_____ 

8 Forsa-Umfragen im Juli und August hatten etwa ge-
zeigt, dass 74% der Deutschen fordern, dass die Bun-
desrepublik angesichts der verheerenden humanitä-
ren Lage im Gazastreifen mehr Druck auf Israel ausü-
ben sollte. 54% sprachen sich dafür aus, Palästina als 
Staat anzuerkennen. 

Im Kontext der Palästina-Solidarität gerät bis-
weilen aus dem Blick: Protest ist ein Grundrecht 
und Kernbestandteil pluraler Demokratien. Die 
innergesellschaftlichen Konflikte, die sich um die 
Palästinasolidarität auf deutschen Straßen ent-
sponnen haben, sind zudem prägend für die Zu-
kunft der postmigrantischen Gesellschaft. Die 
vorliegende Studie leistet einen Beitrag, diese 
Konflikte – und ihre Bearbeitung – zu versachli-
chen. Sie bildet hierfür aber nur den Anfang.

9 Inwiefern dies ausschließlich mit ihrer Haltung zu 
Gaza zusammenhängt, lässt sich auf Basis unserer Da-
ten nicht systematisch überprüfen. 
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Anhang 

Grafik 1: Was ist Ihr bislang höchster Bildungsabschluss? 

 

Grafik 2: Wo wurden Sie geboren?  
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Grafik 3: Waren Sie auf dieser Demonstration in Begleitung? [Mehrfachauswahl] 

 

Grafik 4: Für die Demonstrationen hat ein breites Bündnis verschiedener Organisationen und Initiativen mobi-

lisiert. In welcher der Organisationen, die zur Demo aufgerufen haben, engagieren Sie sich? [Mehrfachauswahl]  
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Grafik 5: Waren Sie in den vergangenen 12 Monaten in einer der folgenden Organisationen passives oder aktives 

Mitglied? 
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Grafik 6: Haben Sie zuvor bereits an einer anderen Demonstration mit Gaza-Bezug teilgenommen? 
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Grafik 7: Haben Sie sich in den letzten zwei Jahren an einer der folgenden Aktivitäten in Bezug auf Gaza beteiligt?  
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Grafik 8: Haben Sie im Kontext von Aktivitäten in Bezug zu Gaza Repressionen erfahren? 

 

Grafik 9: Um welche Form der Repression handelt es sich? 
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Grafik 10: Haben Sie im Kontext von Aktivitäten in Bezug zu Gaza Repressionen erfahren? x Haben Sie zuvor bereits 

an einer anderen Demonstration mit Gaza-Bezug teilgenommen? 
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Grafik 11: Inwiefern stimmen Sie den Aussagen in Bezug auf die heutige Demonstration zu? 
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Grafik 12: Menschen nehmen an dieser Demonstration aus unterschiedlichen Motiven teil. Wie wichtig waren 

Ihnen folgende Motive?  
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Grafik 13: Unabhängig von den Motiven stellt sich die Frage nach der Wirksamkeit der Proteste. Für wie wirksam 

halten Sie die Demonstrationen in Solidarität mit Gaza, um. . . 
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Grafik 14: Wie zufrieden sind Sie mit der Demokratie. . .  
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Grafik 15: Im Folgenden finden Sie eine Reihe öffentlicher Einrichtungen und Institutionen. Geben Sie bitte an, wie 

viel Vertrauen Sie in diese haben. 
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Grafik 16: Welche Partei würden Sie wählen, wenn nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre? 
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Grafik 17: In der Politik spricht man häufig von “links” und “rechts”. In der folgenden Skala steht “0“ für jemanden, 

der ganz links steht und”10“ für jemanden, der ganz rechts steht. Wo würden Sie sich auf dieser Skala einordnen?  
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Grafik 18: Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zum gesellschaftlichen Kontext in Deutschland zu? [Batterie] 
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Grafik 19: Denken Sie an unterschiedliche soziale Kontexte: Inwiefern können Sie der folgenden Aussage zustim-

men: “Ich kann meine politische Haltung zu Gaza offen besprechen.” 
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Grafik 20: Wie informieren Sie sich hauptsächlich zur Entwicklung in Gaza? 



 
 
 
 

 
 

Zuletzt sind die folgenden ipb working paper erschienen: 

 

Kleine Stadt, großer Christopher Street Day: Sichtbar 

politisiert, polizeikritisch und trans*formativ - 

Demonstrationsbeobachtung des CSD Marburg vom 

05.07.2024 

Autor*innen: Felix Anderl, Zaha Al Ghusain, Carolin Büchter, Luisa 

Bühler, Judith Susanna Braun, Kely Johanna Calle, Lara Diedrigkeit, 

Barbara Durrer, Sophia Isa, Jan Laukötter, Jonas Oeynhausen, Jonathan 

Pinell, Maresa Otten, Laura ReisserDieter Rucht 

Veröffentlicht: Juli 2025 (1/2025) 

https://protestinstitut.eu/publikationen/kleine-stadt-grosser-christopher-street-day/ 

 
 
 

Für Vielfalt, Toleranz und Miteinander: Protest in einer 

ostdeutschen Kleinstadt 

Autor: Dieter Rucht 

Veröffentlicht:  (2/2024) 

https://protestinstitut.eu/publikationen/fuer-vielfalt-toleranz-und-miteinander/ 

 

Für Demokratie – gegen Rechtsextremismus: Profil und 

Dynamik der jüngsten Protestwelle 

Autor*innen: Dieter Rucht 

Veröffentlicht: (1/2024) 

https://protestinstitut.eu/publikationen/fuer-demokratie-gegen-rechtsextremismus/ 

  

  

https://protestinstitut.eu/publikationen/kleine-stadt-grosser-christopher-street-day/


 
 
 
 

 
 

 
 

Institut für Protest- und Bewegungsforschung (ipb) 
 
https://protestinstitut.eu/ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


